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Els e r  u. G. an den Bundesminister für Land­
und Forstwirtschaft, betreffend die Benach­
teiligung der kleinen Landwirte' Und Pächter 
bei der Vergebung von öffentlichen Krediten 
und Subv entionen (443jJ) 

Anfragebeantwortungen 
Eingelangt sind die Antworten 

des Bundesministers für Inneres, auf die An­
frage der Abg. Dr. Gas s e l i c h  u. G. (38IjA. B. 
zu 386/J) 

des Bundesministers für F inanzen auf die 
Anfrage der Abg. Dr. Pit t er mann u. G. 
(382/A. B. zu 420/J) 

des Bundesministers für Finanzen auf die 
Anfrage der Abg. Probst  u. G. (383tA. B. 
zu 423/J) 

des Bundesministers für Finanzen auf die 
Anfrage der Abg. Kostrou n  u. G. (384/A. B. 
zu 421/J) 

des Bundesministers für die Auswärtigen 
Angelegenheiten auf die Anfrage der Abg. 
Dr. Herbert K r aus u. G. (385/A. B. zu 
424/J) 

• des Bundesministers für Finanzen auf die 
Anfrage der Abg. Ho n n e r  u. G. (386jA. B. 
zu 416/J) 

Beginn der Sitzung: 12 Uhr 20 Minnten 
Präsident Kunschak: Die Sit�ung ist e r- einer dringenden Novellierung. Der Bundes-

.öf f n e t. minister für so�ale Verwaltung wird auf-

K r a n k  gemeldet haben sich die Abg. Ferdi- gefordert, bis Ende März 1952 den Entwurf 

nanda Flossmann, Ehrenfried, Dipl.-Ing. Hart_ eines neuen Geset�es über den Bundes-Wohn­

mann, Maurer und Nedwal. und Siedlungsfonds und einen Entwurf für 
'ein Gemeinnützigkeitsgesetz vorzulegen. 

E n t s c h u l d i g t  haben sich die Abg. Truppe, 
Steiner, Gföller, Stampler, Dr. Gschnitzer, Das Bundesministerium für soziale Ver-

Josef Kraus, Reiter undWeinberger. waltung beehrt sich mitzuteilen, daß die Er-
stellung der beiden in der vorerwähnten Ent­

Der eingelangte A n t r ag 114wurde dem schließung genannten Gesetzesentwürfe um-
zuständigen Ausschuß z u g e w i e s e n. fangreiche Vorarbeiten erfordert, was ins-' 

Die schriftlichen A n f r a g e b e a n t w o r- besondere für den Entwurf �u einem neuen 
t un g e n  381. bis 386 wurden den anfragenden Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz gilt. Die 
Mitgliedern des Hauses üb e r m itt e l t. Vorarbeiten wurden seitens des Bundes­

ministeriums für soziale Verwaltung zwar zeit­
Ich ersuche die Schriftführerin, Frau Abg. gerecht in Angriff genommen, doch konnten sie 

Jochmann, um Verlesung des E i n lau f e s. noch nicht zum Abschluß gebracht werden. 
Schriftführerin Rosa Jochmann: Aus diesem Grunde bedauert das Bundes­
"An den Herrn Präsidenten des National- ministerium für soziale Verwaltung mitteilen 

rates. zu müssen, daß die Vorlage der Gesetzesent-
Der Herr Bundespräsident hat mit Ent- würfe bis zu dem in der Entschließung ange­

schließung vom 21. März 1952 über meinen gebenen Endtermin, das ist bis 31. März 1952, 

Antrag gemäß Artikel 73 des Bundes-Ver- nicht möglich ist. 
fassungsgesetzes für die Dauer der zeitweiligen, Die hiezu noch notwendigen Arbeiten 
Verhinderung des Bundesministers für Land- werden jedoch seitens des Bundesministeriums 
und Forstwirtschaft Ökono,mierat Franz für soziale Verwaltung mit größter Beschleu­
Thoma mich mit der Vertretung des genannten nigung fortgeführt, sodaß mit der Vorl�ge der 
Bundesministers betraut. beiden Geset�esentwürfe an den Nationalrat in 

Hievon beehre ich mich, mit" dem Ersuchen nächster Zeit gerechnet werden kann. 
um gefällige Kenntnisnahme die - Mitteilung Der Bundesminister: 
zu machen. 

. Figl" 

Präsident : Zur Kenntnis genommen. 

Schriftführerin Rosa Jochmann : 

"An den Herrn Präsidenten des National­
rates. 

Der Nationalrat hat anläßlich d�r Beschluß­
fassung über das Bundesgesetz, J;>etreffend die 
Einhebung eines Wohnbauförderungsbeitrages, 
am 17. Dezember 1951 eine Entschließung 
mit nachstehendem Wortlaut gefaßt: 

Das Gesetz über den Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds ist überaltet und bedarf 

MaiseI" 

Präsident: Zur Kenntnis genommen. 

Gemäß § 33 D der Geschäftsordnung schlage 
ich vor, die Tagesordnung der heutigen Sitzung 
zu ergänzen durch den Bericht des Finanz- und 
Budgetausschusses über die Regierungsvorlage: 
neförderung�teuernovelle 1952. Ferner schlage 
ich gemäß §' 38 E der Geschäftsordnung vor, 
von der Drucklegung des Ausschußberichtes 
sowie von der 24stüudigen Auf liegefrist Ab­
stand zu nehmen. ,Wird dagegen ein Einspruch 
erhoben 1 (Niemand ,meldet 8ich.) Es ist nicht 
der Fall., Es bleibt also bei meinem Vorschlag. 
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Der 1. Punkt der Tagesordnung ist der Be­
richt des Hauptausschusses über die Re­
gierungsvorlage (519 d. B.) : Bundesgesetz, 
durch welches das Bundesgeset2i vom 19. Mai 
1949, BGBI. Nr. 139, womit die Grundlagen 
für die allgemeinen Gütertarifklassen und die 
Grundlagen des Personen-, Gepäck- und Ex­
preßguttarifes der Österreichischen Bundes­
bahnen und der vom Bunde für eigene Rech-. 
nung betriebenen Privatbahnen neu fest­
gesetd werden, und die Verordnung des 
,Bundesministeriums für Verkehr und ver­
staatlichte Betriebe vom

' 
17. Feber 1950, 

BGBI. Nr. 71, über die Einführung des öster­
reichischen Schillings als Tarifwährung in dem 
Durchfuhrtarif (VI. Hauptstück des Güter­
tarifs der Österreichbchen 'Bundesbahnen, 
Teil 11, Heft A, gültig vom l. Jänner 1950) 
außer Kraft gesetzt werden (526 d. B.). 

Berichterstatter Eibegger: Hohes Haus ! Nach 
den Bestimmungen des Art. 54 des Bundes­
Verfassungsgesetzes im Zusammenhang mit 
den Bestimmungen des Gesetzes vom 13. April 
1920, StGBl. Nr. 180, erfolgt die Festlegung 

, der Tarife der Österreichischen Bundesbahnen 
durch Verordnung mit Zustimmung des Haupt­
ausschusses. 

Nach Abschluß des 3. Lohn- und Preis­
abkommens hat der Hauptausschuß am 
18. Mai 1949 eine Verordnung über die Än­
derung der Tarife bei den Österreichischen 
Bundesbahnen in Beratung gezogen. Es ergab 
sich damals die Notwendigkeit, die neuen 
Tarifsätze sowohl für den Personenverkehr als 
auch für die Güterbeförderung mit 1 .  Juni bzw. 

·8. Juni 1949 in Kraft zu setzen. Da die Ver­
ordnung, wenn sie erlassen worden wäre, eine 
Rückwirkung nicht hätte aussprechen· können, 
hat damals der Hauptausschuß an den National­
rat den Antrag gestellt, an Stelle einer Ver­
ordnung ein Bundesgesetz zu beschließen. 
Die Rückwirkung ergab sich damals daraus, 
daß jede Verordnung und jedes Gesetz nach 
dem Kontrollabkommen der 31 tägigen Auf­
lagefrist unterliegt. Ich stelle ausdrücklich 
fest: Weder der Hauptausschuß noch der 
Nationalrat, waren damals im Ver2iug. Sie 

, mußten aber erkennen, daß nach Abschluß 
des 3. Lohn- und Preisabkommens die Güter. 
und Personentariferhöhungen formal rück. 
wirkend festgesetzt werden mußten, weil die 
Verordnung oder das Bundesgesetz erst nach 
Ablauf der 31tägigen Frist in Kraft geset2it 
werden können. Der Nationalrat hat daher 
durch Beschluß vom 19. Mai 1949 das Gesetz 
über die Tarifgrundlagen für den Personen­
verkehr und die Güterbeförderung beschlossen. 
Dieses Gesetz ist später unter Nummer 139 im 

,Bundesgesetzblatt veröffentlicht worden. 
Schon damals hat der Hauptausschuß bei 

der . Beratung ausgesprochen: Wenn sich die 

Tarifgrundlagen ändern oder sich die N ot­
wendigkeit für eine Änderung ergeben sollte, 
wird man dieses Bundesgesetz wieder auf­
heben, um ZU dem Normalzustand zurück­
kehren zu können. ' 

Der Art. 11 dieses Bundesgesetzes, der den 
Tarif für die Personen-, Gepäck- und Expreß­
gutbeförderung enthält, Wurde schon durch 
Gesetz vom 18. Juli 1951 aufgehoben und dieser 
Tarif durch Verordnung mit Zustimmung 
des Hauptausschusses neu festgesetzt. 

Es ist nunmehr die Absicht vorhanden, die 
Gütertarife der' Österreichischen Bundes. 
bahnen neu' zu regeln, nachdem eine Neu. 
regelung trotz zweier inzwischen ergangener. 
Lohn- und l>reisabkommen bis jetzt noch nicht 
erfolgt ist. Die Bundesregierung hat daher 
unter 519 der Beilagen einen Gesetzentwurf 
vorgelegt, womit das Ursprungsgesetz vom 
19.,Mai 1949, soweit es noch in Kraft ist, auf­
gehoben werden soll. 

Gleichzeitig wird in diesem Geset2iesantrag 
vorgeschlagen, auch die Verordnung des 
Bundesministeriums für Verkehr und ver­
staatlichte Betriebe vom 17. Februar 1950, 
BGBI. Nr. 71 , über die Eiilführung des öster­
reichischen Schillings als Tarifwährung in dem 
Durchfuhrtarif aufzuheben. Diese Verordnung 
ist im Zusammenhang mit dem seinerzeit 
beschlossenen Bundesgesetz erlass@'n worden. 
Es ist beabsichtigt, für den Güterdurchfuhr­
verkehr dieselben Tarifsätze zur Anwendung 
zu bringen, die im Inlandsverkehr Geltung 
haben. 

Nach Annahme und Inkrafttreten des jetzt 
in Beratung stehenden Bundesgesetzes würde 
der Normalzustand in der Weise wieder­
hergestellt werden, daß die Tarife mittels Ver­
ordnung mit Zustimmung des Hauptaus­
schusses festgesetzt werden. . 

Nach der Beratung dieser Vorlage im Aus­
schuß ist teilweise die Meinung aufgetaucht, 
es sei gut, wenn der verfassungsmäßige Zu­
stand wiederhergestellt werde. Ich stelle aus­
drücklich fest : Sowohl die Tarifbestimmung 
durch Verordnung als auch durch Bundes­
gesetz entspricht den VerfassungsbestiQl­
mungen, weil das Gesetz vom 13. April 1920 
in § 3 Ahs. 5 ausdrücklich festlegt, daß Tarife 
auch durch Bundesgesetz geregelt werden 
können. 

Der Hauptausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung vom 22 .. März d. J. 
in Beratung gezogen und hat dem Gesetz­
entwurf 2iugestimmt. Im Auftrag und im 
Namen des Hauptausschusses stelle ich den 
An tr a g, der. Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzetuwurf 
(519  d. B.) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

257 

85. Sitzung NR VI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 3 von 28

www.parlament.gv.at



3228 85. Sitzung des Na.tionalrates der Republik Österreich - VI. GP. - 27. März 1962 

Gleichzeitig stelle ich den geschäftsordnungs- in seiner Aussendung Nr. 360 aus 1952 eine 
märßigen Antrag, General- und Spezialdebatte Erklärung veröffentlioht. Ich· möchte diese Er­
unter einem abzuführen. klärung dem Hohen Haus bekanntgeben, weil 

Gegen den formalen Antrag wird keine Ein- sie treffend ist und die gegenwärtige Situation 

wendung erhoben. richtig beleuchtet. 

Der ÖStetieiehisc-he Gewerkschaftsbund er-
Abg. Elser : Meine. Damen und Herren! Ein -klärt zu den geplanten ZmIerhöhungen: "Ver­

altes Sprichwort sagt: "In der Kürze liegt die teuerung der Lebenshaltung durch Z6il­
Würze." ·Dieses Wort könnte man auch auf erhöhung. In einem Zeitpunkt, in dem a.lles 
dieses Gesetz anwenden: kur2;, aber von weit .. darauf ankommt, eine weitere Seil:&ung der 
tragender Bedeutung. _ Preise dutehzusetzen� plant das Finanz­

�. Was will denn eigentlich dieser Gesetz- ministerium eine Maßnahme, die zu einer sehr 
entwurf 1 Er will die Bahn freimachen für die erhebliehen Vei'teli.emng der Leben'Shaltung 
Dekretierung der 18dlge geplanten Ta.rif-· führen miißre. Es beabsichtigt, die ZoDsätze, 

• grundlagen der Österreichischen Bundes- mit denen naeh österreich eingeführte Waren 
bahnen unter Ausschaltung des Plenums· des belastet werden, erheblich zu ernöhen. Die 
Parlaments. Das ist kurz der Inha.lt dieser gepIa.nten Zoilerhöhuagen betreffen in erster 
Gesetzesvorlage. Linie eme Reihe von: lebenswichtigen K:.onsuli'l-

Aber mit dieser Neufestset�ung der Güter- gütern, wie Bekleidungsgegenstände, Nah.­
tarife der Bä.hnen wird na.turgemäß der gan2;6 rungs- \lud Genußmittel. Der Ertrag der ge­
Fragenkomplex der Österreichischen Bundes- pl.a.nten Ze1lerhöhungen wird vom Finanz­
bahnen aufgerollt. Es ist auch die Frag_e �1ir ministerium mit 70MillionenSehilling im. JftlJ.r 
Diskussion 2;U stellen : Wer wird die Lasten beziffett. " 
übernehmen, die aus dieser sehr empfindlichen Diese: direkte Belastung bedeutet --- Wie · es 
Erhöhung der Bundesbahntarife der gesamten in der AusseJloong weiter heißt - eine Mehr­
Wirtschaft und damit der gesamten Bevöl- belastung von mindestens 140 Millionen SclNl­
kerung erwach�en' ling, da die Zollerhöhung bei der Weiter-

Die Tarifhoheit det·Bundesbähnen soß, wie wäbung vomlmpotteur ·über den. Großhandel 
auch der Herr Berichterstatter ausführte, bis zum- Kleinh&nd-el durch die Handelsspanne 
wiederhergestellt werden. Der Herr Bericht- und die Umsat�teuer annähernd verdoppelt 

. erstatter meint, es werde da.mit ein normaler wird. Da�u käme eine indirekte Belastung, 
Zustand wiederhergestellt. Ich sehe darin. weil sich erfahrungsgemäß die Waren, die im 
keinen normälen und riO'htigen Zustand vom Inla.nd er�eugt werden, gleichfalls um d.en 
Standpunkt einer parlamentarischen Demo. vollen Betrag d'er Zollerböhung verte\lerJl. 
kratie, denn die Festset�ung von Tarifen der Die inlä.ndischen Er�euger würden zweifellos 
Staatsbahnen ist keine Angelegenheit, die man die Schutzwirkung der erhöhten Zölle bis an 
in der stillen Kammer des Hauptausscnu SBeS die Gren�e des M;<{iglichen· a.usschöpfen. Nur 
unter Ausschluß der Öffentlichkeit v(jtnimmt� einige, Beispiele' der gepla.nten Zollerhöhung:en: 
Es ist dies eine Angelegenheit der geSamten Be-Die Zölle für 100 kg KakaOp1ilver sollen von 
völkerung. Was soll denn eigentlich dem 380 auf 1330 S erhöht, werden, für Kaffee von 
Plenum des Parlaments zur Beratung und Be- 200 auf 0608, für Marmelade von HO a.uf 
sehlußfasSU'ng vorgelegt werden, wenn nicht 735. S. _ 
8&lebe wirtsßha.ftspolitisoh�· :Fragen. ersten Alles, wa.s' lrier der östeneierusehe Gewerk­
Ranges" Von einer Wiederherstellung eines sehaftsbund· in Beziehung aar die gepleten 
Normabust&ndea, mag er aueh verfassungs. ZollerhoolUlgen erklMt, gilt SeIhstverständlich 
niÖlßig sein, kann dahet meiner Ansieht nach. b:liln<ilertprozentig aueh für die Auswirkungen 
nieht die Rede sein. Schen dieserUmstan'dder neuen Gütertarife der Östel'reiehisonen 
verpßiehtet eme Opposition, gegen dieses Ge- ,BmldesbahneD. 

. 

se-tz . �uf-zutreten und dagegen �u stimmen. Man kann vielleieht einwenden: Wir. haben 
Der Hen Bel'iclttePStatller hat es unter- "nicht Viel dagegen, WeM die Preise rür-Gellllß­

Jassen, dem Hohen' Hause die- Mreits im Haupt� • mittel erhöht werden,. Genußmit'bel müssen 
ausschuß beschlossenen Tariferhöhungen ja Diokt .. konsumiert wetden! - Mag sem, 
näher· bekianntzug.eben. Wir wi$86Il aber aus dlaß der eine oder der andere Katfee und Tee 
Pressemeldnngen, daß Tariferhöhungen von als-Genußmittelusieht,- Silter ich mache da:ranf 
86 bis 100 Pr..ozentgeplant sind. Das wäre aufme:rbam, daß sich hundertta.useftde 
natürlich eine� empfindliche nette BelaBtung Menschen in· ÖSte1'lleioh keirum Fleis6hgenuß 
für ·al1e Schichten der Bevölkerung. DMu .Ieistlen kÖBnen; sie.haben äuch kein Schmalz­
kommen noch die geplanten Erhöhungen der brot und kein Butterbrot für ihre Kinder. 
veItschied-enen Zölle. Sie müssen �� sem, WeJiln es em MaT-

:Hief;1l hat ·beispielsweise in bemerkenswerter meJ:ad.eDrot fÜll die . Kinder gibt. Dia ge­
Weise der Österreichische Gewerkschaftisbund waltige Erkältung des: Z�tzes-für· :Ma.1'lllelade 
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beispielsweise trifft daher die großen Schichten das kann man heute schon sa.gen - ist nicht 
des werktä.tigen Volkes, nicht zuletzt die erreicht worden . Im Gegenteil, die Leiter 
Rentnerschlch.ten, die· Oemeindebefürsorgten der österreichiscben Post erlebten auf diesem 
und die Familien mit vielen Kindern. Kaffee; Gebiet eine sehr arge Enttäuschung. Es 
Tee sind Genußmittel!, wird man sagen. geht hier daher um die Lebensinteressen 
Hohes Haus 1 Es gibt aber Hundertta.usende vor allem der Arbeiter und Angestellten 
armer Menschen, die sich �m Frühstück und nicht zuletzt um die der ä.rmsten Schichten, 
und a.uch zum Abendessen und manchmal der Pensionisten und der Sozialrenten .. 
sogar zum Mittagessen nur eine· Schale Kaffee empfänger. 
oder eine Schale Tee mit einem trockenen Wir haben vom Herrn Berichterstatter 
Stück Brot dazu leisten können. DM ist die nicht vernommen, in welchem Prozentsatz 
Mahlzeit für hunderttausende . Menschen in im Güterverkehr die Tarife für den Transport 
Österreich. Sie sehen daher, daß auch die von Brot, Milch, Nahrungsmitteln, Obst UI!!W. 
Erhöhung der Preise Idr· diese Genußmittel erhöht werden sollen. Es· ist nicht gleich" 
sicherlich für breite Sohichten und gerade gültig, ob dieser Prozentsatz 100 Prozent 
für die ä.rmsten Schichten des Volkes eine oder 40 Prozent beträgt oder ob es bei den 
sehr empfindliche Belastung bedeutet. alten Prozentsätzen verbleibt. 

Soweit zu diesen Zollerhöhungen und soweit Wenn man zu an diesen Fragen als 
einleitend zu den Auswirkungen der ge- Oppositionsredner Stellung bezieht, muß man 
planten Erhöhungen der Gütertarife der natürlich auf die Ursachen des waohsenden 
Bahnen. "Ober 1 Milliarde Schilling soll Defizits unserer Sta.a.tsbahnen eingehen. Man 
den Bundesbahnen durch diese Tarif- kann sieh über diese Fragen nicht hinweg ­
erhöhungen an neuen Einnahmen erwachsen. setzen, wenn man ernst genommen werden 
Das ist immerhin ein Betrag, der ins Gewicht will. Ich bin daher gez.wungen, üger diese 
fä.llt und der sich in der ganzen Wirtschaft Ursachen zu sprechen, weil man sieh erBt 
ungünstigst auswirken muß. Und da.s alles, dann ein richtiges Bild machen kann, ob 
meine Damen und Herren, im Zeichen der es überhaupt nötig ist, diese Maßnahmen 
Pxeissenkung und. anderer ähnlicher Versuche zu ergreifen, und wenn, ob nicht· schon 
der Bundesregiel"UD.g' manches versäumt wurde. 

Ohne Zweifel, die Erhöhung der Mineralöl- Die Tariferhöhungen Bollen na.türlich das 
steuer, die jetzt momentan auf die Tages. Defizit der Österreichischen Bundesbahnen 
ordnung gesetzte Beforderungsteuernovelle und beseitigen oder zum mindesten mildem. Die 
schließlich die geple.nten Tariferhöhungen der Eigenkosten sollen möglichst gedeckt werden!, 
Bundesbahnen werden zweifelsohne die Ver- sagt man . 
kehrsmittel Schiene und Straße bedeutend Da muß man die· Frage untersuchen : Was 
verteuern. Beide Maßnahmen bergen die sind die Ursachen des Bundesbahndefizitst 
Gefahr hl sich, preissteigemd zu wirken und Da gibt es eine Reihe von Leuten, auch 
damit den Lebensstandard der breiten Be- hier in diesem Hohen Hause, die gleich mit 
völkerungsschichten abermals �u senken. Beide der Antwort fertig sind und erklären: Na ja, 
Maßnahmen fallen in eine Zeit der Versuche, da müßte man einmal bei den Bundesbahnen 
eine weitere Senkung des Geldwertes 7jU ver- Ersparungen durchführen I Es fehlt eben 
hindern, das allgemeine Preisniveau 7jU senken am Sparsinn bei den leitenden Mannern der 
oder zumindest zu stabilisieren . Diese steuer- Österreichischen Bundesbahnen ! Die anderen 
lichen und tarifarischen Maßna.hmen können sprechen von einer schlechten Wirtschaft 
unter Umständen das ganze, ohnehin äußerst bei den Bundesbahnen, "Wieder andere gar 
mangelhafte Wirtsohaftskonzept der Bundes. von einer Verschwendung. Die einen meinen, 
regierung über den Haufen werfen. Auf es sei noch immer zuviel Personal vorhanden 
jeden Fall werden sie eine Gefahr für den und man müß.te noch abbauen, andere wieder 
ohnehin gesenkten Lebensstandard breiter glauben, das Defizit der Ösrerreichischen 
Schichten der Bevölkerung mit aUen ihren Bundesbahnen sei dadurch zu beseitigen, daß 
Folgen bilden: weitere Senkung der Kauf- man die Regiekarten der Eisenbahner· auf­
kraft, also der Konsumkmft, weitere Ein. hebt. Auf alle diese Fragen muß man kurz 
schränkung der Umsätze, der Sreuereingänge eine Antwort geben. 
usw. Ersparungen! Ja, meine Damen und Herren, 

Man darf in diesem Zusammenhang nicht gewiß wird es Mängel und Unzukömmlich­
übersehen, daß diese mechanischen Er- keiten bei den Österreichischen Bundesbahnen 
höhungen ja nicht immer das angestrebte gehen, wenn man aber von Ersparungen 
Ziel erreichen können. Was haben wir beispiels. spricht, muß man sich im klaren sein,· daß 
weise bei der Post erlebt 1 Die Tarife bei diese Ersparungen mit weiteren wirtschaft­
der Post Wlll'den immens erhöht, und siehe lichen Maßnahmen bei den Staatsbahnen 
da, das angestrebte Ziel für die Einnahmen - im Zusammenhang stehen. Ma.n müßte die 
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Elektrifizierung vorwärtstreiben. Diese wirt· 
schaftliche Maßnahme allein würde sioherlich 
gewaltige Ersparungen an Brennstoffen

' 
und 

anderem mehr erzielen. Eine weitere 
Mechanisierung und Automatisierung der 
Sioherungsanlagen und aller teohnischen An­
lagen der Bundesbahnen würde sicherlich 
auoh früher oder später ziemlich bemerkens­
werte Summen ersparen. 

Nur mit der Phrase vom Sparen allein 
wird es n�türlich nicht gehen. Sparen ist 
nur möglich, wenn man bei den Bundesbahnen 
weitere wirtschaftliche und technische Maß­
nahmen ergreift. Das kostet natürlich Geld 
und wieder Geld. Da kann man mir ent­
gegnen: Ja, woher soll das Geld genommen 
werden, z. B. das Geld für die entsprechende 
Fortsetzung der Elektrifizierung. der Bundes. 
bahnen � Darauf ist doch eine sehr einfache 
Antwort zu geben: Es gibt in Österreich 
Bevölkerungsschichten - sie sind allerdings 
in großer Minderheit -, die die Geldmittel 
hätten, um die Elektrifizierung der Bundes· 
bahnen vorwärtszutreiben. Man müßte auf dem 
Weg einer entsprechenden SteuerpoIitik bei 

,der besitzenden Schichte, die bis heute die 
Nutznießer der . Steuerpolitik . war� ent· 
spreohende Geldabschöpfungen vornehmen. 

Der Herr Finanzminister Dr. Kamitz hat 
vor nicht allzu langer Zeit sein Programm 
verkündet; er spricht von einem Geldüberhang 
und von der Notwendigkeit von Ersparungen. 
Alles das sind Dinge, die· man nicht so ohne­
weiters einfach mit irgendeiner lässigen Ge. 
bärde abtun kann. Gewiß, Ersparungen und 
schließlich Abschöpfung des Geldüberhanges 
sind sehr einschneidende wirtschaftliche Maß. 
nahmen teils währungspolitischer Natur, aber 

,mir scheint, der Herr Finanzminister glaubt, 
die breite :Masse des Völkes leide noch immer 
an einem Geldüberhang: . Er' müßte eigentlich 
wissen, daß dies in dem Maße niemals der 
Fall war, auch in den Jahren 1945/1946 
nicht .. Und auch heute ist genau das Gegenteil 
der Fall; die breite :Masse "leidet ja an Kauf· 
kraftschwund. Das ist doch auch die Ursache, 
weshalb wir Störungen im gesamten Umsatz 
unserer Güter wahrnehmen können. Das 
ist auch die ausschließliche Ursache der 
beginnenden größeren Arbeitslosigkeit. 

Haben wir einen Geldüberhang � Jawohl! 
Allerdings nur bei einer ganz kleinen Schichte 
großkapitalistischer Menschen. Die haben Geld 
genug, sie' wissen gar nicht, wohin damit. 
Hier würde es gelten, durch 'eine rigorose 
Stetlerpolitik dieser besitzenden Schichte das 
abzuknöpfen, was sie an Überprofiten linge. 
bührlicherweise als Anteil des Sozialproduktes 
für sich in Anspruch nimmt. Hier wären 
die Geldquellen auch auf dem heimischen 
Geldmarkt �u suchen, um ein Vorwärts-

treiben der ' Elektrifizierung der Bundes­
bahnen in die Wege zu leiten. Wir hätten . 
noch so manche Geldquellen! . Es ist nicht 
wahr, daß der Geldmarkt in Österreich voll­
kommen bankrott,' vollkommen aper ist. Man 
muß nur die richtigen Quellen zu .erschließen 
su-chen. Allerdings steht dem gegenüber das 
Besitzinteresse, das Profitinteresse dieser 
Schichte der Bevölkerung. 

Nun zur Verschwendung! Man sagt: Die 
Bundesbahnen verschwenden ja auch manches. 
Man verweist auf die Ba.\lnhöfe in Linz, 
Wien - das ist der Westbahnhof -, in Villa eh 
usw. Ich nahm die Gelegenheit wahr, diese 
Bahnhöfe zu besichtigen. Ein Oppositions­
redner muß bei seiner Kritik auch manchmal 
positiv zu all dem Stellung nehmen. Nun, 
ich muß sagen, Luxuriöses habe ich nicht 
entdeckt. Man kann diese Bahnhöfe mit 
einem Satz beurteilen: Sie sind solid gebaut, 
zweckentsprechend und schön. Aber dagegen 
kann man doch nichts einwenden ! Die Bahn· 
höfe und das Verkehrsnet2i eines Landes 
sind schließlich die Visitenkarte des Landes. 
Entsprechende Bahnhöfe machen einen guten 
Eindruck, fordern den Fremdenverkehr und 
machen sich - zeitlich auf lange Sicht ge­
sehen - natürlich auch bezahlt. Je solider 
eine solche Anlage gebaut ist, desto weniger 
kostet ihre Erhaltung. Luxuriöses kann man 
beim besten Willen nicht feststellen,. Ver-· 
schwendung kann- man auch nicht sehen. 
Aber eines kann man feststellen: Man muß 
stolz sein, daß wir in Österreich eine so tüchtige' 
Facharbeiterschaft haben, so tüchtige In-' 
genieure, Bildhauer und Kunstmaler, die 
alle an diesen schöpferischen Werken in den 
Bahnhöfen mitgearbeitet haben. Ja, was 
wollen wir denn mit unseren Künstlern, 
unseren Ingenieuren, Bildhauern und Kunst­
malern anfangen � Wo sollen wir ihnen' 
eigentlich Gelegenheit geben, ihre Schöpfungen 
dem Volk kundzugeben, als über den Weg. 
solcher öffentlicher Bauten � Nein, hier wurde 
nichts verschwendet, hier wurde entsprechend 
solid gebaut. Diesen Vorwurf, glaube ich, 
kahn man den Bundesbahnen . also' nicht 
machen. 

Zuviel Personal I Darüber werde ich noch 
in einem anderen ZusammenhalJg sprechen. 

Aber nun zu den Regiekarten der Eisen· 
bahner I Da dürfen wir zunächst die Tatsache 
nicht übersehen, daß die Einführung der 
Regiekarten als eine Art Naturalentlohnung 
der Bundesbahner keine österreichische Spezies 
ist, sondern in allen Ländern die Staats-, 
eisenbahner diese Begünstigung haben. Auch: 
andere Arbeiterschichten haben eine Be­
günstigung auf dem Gebiete der Natural-
2iugaben usw. Es ist klar, daß man den­
Bundesbahnern nicht das nehmen kann,was 
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ihnen das kaiserliche Österreich einst im An all das erinnere ich mich, und. ich erlaube 
Jahre 1907 gegeben hat, Man darf auch nicht mir, meine Damen und Rerren, Sie ebenfalls 
die Tatsache übersehen, daß die Regiekarten� an diese Zustände zu erinnern, Nein! Diese 
nicht vielleicht Karten sind, die nichts kosten, Kommerzialisierung als· "erstrebenswertes" 
Sie kosten im allgemeinen mehr als die soge- Ziel ist lediglich der Versuch, auch diese 
nannten Arbeiterkarten und die begünstigten Bundesbahnen mehr Oder weniger in die 
Karten für versohiedene Vereine. Sie kosten Hände der Leute des privatwirtschaftIichen 
rund 20 Prozent des normalen Tarifes. Um- Sektors zu spielen, zumindest den EinHuß der 
sonst sind also die Regiekarten nicht; aber Privatwirtschaft auf diese Bundesbahnen zu 
ich bin der Auffassung, daß diese Regie- verstärken, Ja, glauben Sie denn, daß damit 
karten das Defi�it der Bundesbahn absolut das Problem gelö�t wird � Ich werde darauf 
nicht wesentlich senken können, Man muß noch· kurz zurückkommen. 
erklären: Wenn man schon diese Regie- Was sind also die eigentlichen Ursachen des 
karten der Öffentlichkeit immer wieder vor- Bundesbahndefizits �Die Defizite der Staats­
zeigt und damit eigentlich die Bundesbahner bahnen sind eine internationale Erscheinung. 
beleidigt, so darf man auch nicht die Leistungen Staatsbahnen haben ja schließlich den öffent­
dieser Bundesbahner übersehen, Man darf lichen Interessen zu dienen, Sie dienen der 
nicht übersehen: Wie hat es denn noch vor Gesamtwirtschaft und sie dienen damit dem 
sechs Jahren ausgesehen und wie schaut gesamten Volk, Gewinnbringende Unter­
es heute aus 1 Ohne Zweifel, hier ist etwas nehmungen können sie natürlich nicht sein, 
geschehen, nicht zuletzt mit Hilfe des Opfer- Es ist sicherlich ebenfalls richtig, daß man 
willens der Bundesbahner, Wir wissen doch überall trachtet, das vorhandene Defizit der 
alle miteinander, daß die Bezahlung der Staatseisenbahnen zu senken, Dagegen ist 
Bundesbahner sicherlich äußerst unbefriedigend nichts einzuwenden, Es ist nur die Frage, mit 
ist, Wenn man aber die Bundesbahner bei welchen Mitteln man diese Senkung herbei­
ihrer ,Arbeit beobachtet, dann sieht man führen will, Auf Kosten des Personals � Das 
nichts von irgendeinem Arbeitsunwillen. Alles geht auf Kosten der Wirtschaft oder einzelner 
packt an, Was wir in diesen letzten sechs Bevölkerungsschichten, Das' sind die Fragen, 
Jahren erlebt haben, ist eigentlich ein Ehren- die dabei aufgerollt werden müssen. 
Z�U�iB für d�eBe B�desb�hner, denen man Es ist eine Binsenwahrheit, daß gerade jene hIer Immer W1ed�r dIe . Reglekarten zum Vor- privatwirtschaftliehen Kreise, die jetzt immer wurf macht, Nem! Mit solchen Argumenten über das Bundesbahndefizit Klage führen k�nn man �en �oblemen d�rBundesbahnen :....... zum Teil mit Recht -, auf dem Standpunkt DIcht zu �lb? ru.cken. :"Es gIbt andere Argu- stehen. daß die Tarifpolitik der Bundesbahnen mente, dIe Vlelleicht Wll'ksamer zur Geltung in erster Linie der Gesamtwirtschaft zu dienen kommen könD:en, , hat, Und die Bundesbahnen haben in den Man ruft In le�z�e� Zelt immer wieder letzten Jahren der Subventionierung der Ge­nach, der KommerzI�lisler�ng. Man speku�iert samtwirtschaft Reohnung getragen, Man darf damlt, daß man SIch DIcht mehr an Jene sich daher nicht wundern wenn man schließlich Zeiten erinnern kann, in der ja das "erBtrebens- Defizite zu decken hat, ' werte" Ziel der Kommerzialisierung der . M k "b d' S b t" g der ' ö  . an ann u er le u ven lOIllerun Bundesbahnen m sterreich Tatsache war, B d b h h' d M ' sei Alles schon dagewesen!, . sagt manchmal un es a n�n versc ,Ie ener e

d
I�u�g . n. 

d b' d Ö te 'h U· d h d' Man kann SIe auch beJahen; aller mgs, meme er le ere s rrelC er. n auc Ie . " An K ' lis' h d Damen und Herren,. kann man SIe memer -ommerzIa lerung war sc on a. , .  d b ' h di S b D f·, h 11 di Z t"" d '  SICht nach nur ann eJa en, wenn ese u � 
ar lC an a e ese us an e ermnern, " , , ßl' h '  d D f 'h ' d ' B t 'b b h ventlOmerung der WIrtschaft schhe 10 In en ar lC erInnern an le e rIe sa rec - , , D b ' ht d' Erf 1 h 

-
d' PreIsen ihren Ausdruck findet, aB war a er nungen - DIe Ie 0 gsrec nungen ; le . Ö ' h d S b t" . 

h hl ht b ' d  k In sterrew, trotz er u ven lOwerung In waren noe sc ec er - el en ommer- d I t Jahr 't d J h 1945 u d . }' , B '  b h J d B t ' b en e zten en, seI em a re n zia ISlerten unnes a nen, e e e rle s- h f "h . 11:. h 'ht d Fall sel't dem b h hl ß 't . It' D fi 't auc ru er, Vle lac niC er , .  a rec nung sc 0 ml emem gewa 1gen e Zl , J h 1945
"

b h t ' ht h Darf ich erinnern an den Bankrott der kommer- - a re u er aup DIe me r, 
zialisierten Bundesbahnen in den dreißiger Was war das Ergebnis � Die breiten Massen 
Jahren. Darf ich erinnern, daß man den des Volkes mußten über den Weg der erhöhten 

Bundesbahnen in dieser Zeit überhaupt nur Steuern das Defizit der Bundesbahnen decken 
in drei Ratenzahlungen die Monatsgelder aus- und außerdem noch die Lasten der überhöhten 
bezahit hat, Darf ich erinnern an den Streik Preise auf sich nehmen. Für eine solche Art 
der Eisenbahner im April-Mai 1933, der von Subventionierung, die schließlich zu einem 
schließlich von reaktionären Kräften unmittel- Geschäft für die verschiedensten Unter­
bar zum A.nlaß genommen wurde, um das nehmungen wird, kann man natürlich nicht 
Parlament auszuschalten. eintreten. 

258 
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Ansonsten könnte man auoh einer ent­
spreohenden Subventionierung das Wort reden. 
Sie wäre bereohtigt; denn es ist, volkswirt­
schaftlich gesehen, im Endeffekt sohließlich 
nicht viel Untersohied, ob man das Defizit 
deokt oder aber ob mltn über den Weg hoher 
Gütertarife und hoher Personentarife, mit 
einem Wort über den Weg hoher Tarifsätze, 
schließlioh auch seinen Obolus abgeben ,muß. 
Vom volkswirtsohaftlichen Standpunkt aus 
gesehen ist die Niedrighaltung der Tarif­
sätze der Bundesbahnen sioherlich zu befür­
worten und auf alle Fälle zu rechtfertigen. 

Was sind nUJl eigentlich die wirkliohen Ur­
sachen, die zu diesem Defitit geführt haben 1 
Da haben wir einmal die Subventionierung; 
das habe ich bereits ausgeführt. Dann haben 
wir die Frage der Personalpolitik. loh erinnere 
Sie, daß es in Öaterreich auch in der Ersten 
Republik Zeiten gegeben hat, in denen ein 
Teil der Personallast der Pensionisten nioht den 
Bundesbahnen angelastet werden konnte, 
sondern duroh allgemeine Staatszuschüsse ge­
deckt wurde. Vergessen wir dooh nicht, daß 
wir rund 86.000 Pensionsparteien bei 79.000 Be­
diensteten haben. Natürlich ist allein diese 
gewaltige Pensionslast schon eine der Haupt­
ursachen des Defizits. Wenn ich aber den 
Standpunkt einnehme- und wer könnte ihn 
bestreiten -, daß die Bundesbahnen eine 
gemeinwirtschaftliohe Aufgabe zu erfüllen 
haben, dann ware es auoh eine Aufgabe des 
Staates, zumindest für die daraus erwachsenen 
Pensionslasten die Deckung zu übernehmen. 
Würde man den Bundesbahnen die Pensions­
last nehmen, dann würde das allein genügen, 
um das Defizit, wenn schon nicht zur Gänze zu 
beseitigen, so dooh auf ein äußerstes Mindest­
maß herabzusetzen. 

Dann darf man auch nicht vergessen, daß 
das Defizit zum Teil daduroh anwäohst, daß 
bekanntlich ganze Bahnlinien erhalten werden 
müssen, die von Haus aus nicht aktiv sind, 
deren Einstellung aber natürlioh nioht im 
Interesse der Öffentliohkeit liegt, auch nioht im 
Interesse der dortigen Industrie und der 
dortigen Wirtschaftstreibenden. Alles lehnt 
sioh auf, wenn irgendeine Bahnlinie stillgelegt 
werden soll - begreiflioherweise und riohtiger­
weise. Aber wenn man solohe Linien, die von 
Haus aus defizitär sind, aufrechterhält, dann 
darf man sich auch nioht wundern, daß man 
es mit einem waohsenden Defizit der Bundes­
bahnen zu tun hat. 

Jetzt zum Personal! Jeder, der Einbliok in 
den Bundesbahnbetrieb hat, weiß, daß es in 
diesem Betrieb Zweige gibt, die bereits zu­
wenig Personal aufweisen. loh verweise auf 
die Klagen der Bundesbahner, die ihren Urlaub 
nicht erhalten, die ihre tTherstunden nioht be­
zahlt bekommen usw. loh verweise auf die 

Unterbesetzung der mechanisohen Werk­
stätten der Bundesbahnen. Ich verweise noch 
auf vieles andere. Nein! Das Personal der 
Österreichischen Bundesbahnen ist durchaus 
nioht überdimensioniert. Im Gegenteil, eine 
Herabsetzung der Personalstände wäre nur 
möglioh bei einer weiteren Teohnisierung und 
Automatisierung aller Anlagen der Bund�s­
bahnen. Dann allerdings könnte man noch da 
und dort Personal ersparen: 

Nun sollen die Gütertarife erhöht werden, 
und da ist vor allem das Problem "Schiene 
und Straße" aufgeworfen worden. Eine Reihe 
von neuen Verkehrsgesetzen wird das Par­
lament in Kürze zu erledigen haben. Wie man 
in den Erlä.uterungen zu all. diesen Verkehrs­
gesetzen liest, haben sie die Aufgabe, das Pro­
blem "Sohiene und Straße" zu lösen. Bei 
näherem Studium a11 dieser Verkehrsgesetze 
kommt man aber darauf, daß von einer 
Lösung des Problems "Sohiene und Straßeu 
keine Rede sein kann. Im Gegenteil, die Kon­
kurrenzierung gegenüber den Bundeabahnen 
wird sioh verschärfen; denn es ist ja klar, daß 
die erhöhten Gütertarife der Bahn die Kon­
kurrenz der Straße erst recht wirksam maohen 
werden. 

Dieses Problem wä.re nur zu lösen, wenn 
man, wieauohin anderen, sogar kapitalistischen 
Staaten, zum mindesten die Fernverkehrs­
linien, die parallel mit dem Schienenstrang 
laufen, entprivatisiert und der. öffentliohen 
Hand, etwa unter. Führung der Bundesbahnen, 
unterordnet. Dann natürlioh wäre das Pro­
blem zu lösen, dann könnte man eine plan­
mäßige Lenkung des gesamten Güterverkehrs 
herbeiführen. Man kann der Privatwirtschaft 
den Kurzstreckenverkehr überlassen, aber, den 
Ferngüterverkehr müßte man unter allen Um­
ständen den Bundesbahnen und der Post 
überlassen. Das bedingt natürlich eine Ent­
privatisierung, eine Verstaatliohung; aber das 
ist auoh keine österreichisohe Angelegenheit. 
loh habe bereits gesagt: Selbst kapitalistisohe 
Länder - ioh verweise auf die Sohwe� -
haben solohe Gesetze. Das wäre eine Lösung. 
All das, was die neuen Verkehrsgesetze ent­
halten, ist aber keine Lösung, sondern eine 
Art Stützung der Großverkehrsunterneh­
mungen, die heute die Straße beherrsohen und 
die Bundesbahnen konkurrenzieren. 

Erinnern· wir uns doch, meine Damen und 
Herren I Wie haben denn diese angeblioh so 
armen privaten Großverkehrsunternehmer im 
Jahre 1945 begonnen � Mit ein paar zu­
sammengebastelten alten Kästen hat man zu 
wirtsohaften begonnen. ·l3etraohten Sie heute 
den Wagenpark dieser Dutzende, ja vielleicht 
einiger hunder� Großverkehrsunternehmer 
im privatwirtsohaftlichen Sektor I Sie staunen 
über den neuen Wagenpark, über die Vielzahl 
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der neuen Wagen. Mit einem alten Kasten 
hat er begonnen, und heute wirtschaftet er 
mit einem Dutzend und mehr neuen Last­
und Personenwagen. Ja, hat er das alles auf 
Kredit erhalten � Nein, alles das wurde einfach 
in den letzten sechs Jahren herausgewirtschaftet. 
Da muß ich sagen : Das sind lukrative Unter­
nehmungen, das sind lukrative Geschäfte, 
wenn man sein Kapital nicht verdreifacht oder 
verzehnfacht, sondern verfünfzigfacht ! Das 
sind allerdings Geschäfte, die wohl den be­
treffenden Konzessionsinhaber ungebühr­
licherweise bereichert haben, die aber den 
Bundesbahnen und damit auch dem Staat 
schwersten Schaden zufügten. 

Sie sehen also, das Problem "Schiene und 
Straße" kann nur auf dem Weg einer Ver­
staatlichung dieser Großverkehrslinien gelöst 
werden. Wenn wir an diese Güterverkehrs­
möglichkeiten in einer Hand vereint haben, 
dann ist auch das Problem "Schiene und 
Straße" gelöst. Alles andere stützt ja nur 
den privaten Verkehr und monopolisiert ihn. 

Studieren Sie doch die neuen Verkehrs­
gesetze : Konzessionen werden nur erteilt, wenn 
ein Bedarf gegeben ist. Ja, das glaube ich : 
Jetzt bekommen es die Leute mit der Angst 
zu tun . Einmal hört auch das Hinauflizitieren 
der Tarifsätze auf. Jetzt kommt unter Um­
ständen eine Konkurrenz. Das muß man hint­
anzuhalten trachten. Jetzt muß man trachten, 
die bestehenden Unternehmungen zu mono­
polisieren und eine neue Konkurrenz möglichst 
fernzuhalten. Das alles . lesen Sie in diesen 
neuen Geset2ien. 

Den Bundesbahnen wird nicht geholfen 
werden, wohl aber werden die paar Dutzend 
oder vielleicht noch mehr großen Verkehrs­
unternehmer in ihren Profiten geschützt und 
weiter gefördert. Das ist meiner Ansicht nach 
keine Lösung des Problems "Schiene und 
Straße". Wer wird nun die Folgen zu tragen 
haben � Die Masse der arbeitenden Menschen 
inklusive der Pensionisten und Sozialrentner, 
wenn die Erhöhung der Verkehrstarife ein­
fach über den Weg der Waren und Güter abge­
wälzt wird oder wenn die privaten und ver­
staa.tlichten Unternehmen diese Lasten ohne 
Überwälzung übernehmen. 

. Ich und mit mir meine Kollegen des Links­
blockes sind der Auffassung, daß es möglich 
wäre, diese Tarifbelastungen einzukalkulieren, 
ohne die Preise zu erhöhen. Aber die Praxis 
in Österreich zeigt das Gegenteil. Man wird 
nicht nur die effektiven Belastungen über­
wälzen, sondern bei der Kalkulation noch zu­
sätzlich etwas hinzugeben. 

Wir können daher ruhig . den Verdacht und 
die Behauptung aussprechen, daß alle Mehr­
belastungen aus den erhöhten Bahntarifen 

schließlich die breiten Schichten der arbei­
tenden Bevölkerung zu tragen haben werden. 
Wir dürfen ja eines nicht übersehen : Auch 
diese neuen Gesetze schaffen eine Art Kartell, 
eine Art Schutz. Wir haben in Österreich 
hunderte Kartelle, die alle nur die eine Auf­
gabe haben, das Preisniveau möglichst hoch­
zuhalten. Man spricht von der Notwendigkeit 
der Erhöhung der Arbeitsproduktivität, man 
spricht von der Notwendigkeit der Erhöhung 
der Produktion. Alles Dinge, über die man 
sich ohneweiters sachlich unterhalten kann. 
Was nützt aber Erhöhung der Produktivität, 
was nützt Erhöhung der Produktion, wenn sie 
nicht dem Volk, sondern nur < einem Teil des 
Volkes, und �war einer kleinen Minderheit, in 
Form von 'Oberprofiten zugute kommt ? Wir 
haben eine erhöhte Arbeitsproduktivität, wir 
haben in allen Zweigen der Wirtschaft eine 
erhöhte Produktionsziffer . Haben aber die 
breiten Massen von diesen Erhöhungen wirk­
lich etwas Nennenswertes erha.lten � Nein t Ein 
großer Teil dieser Erträgnisse ßießt in die 
Taschen weniger. 

Man spricht von der Notwendigkeit des Ex­
portes. Gewiß, die Frage des Exportes ist 
eine Schicksalsfrage für die gesamte öster­
reichische Wirtschaft und damit auch eine 
Schicksalsfrage für die arbeitenden Menschen. 
Es heißt, wir müssen mehr exportieren. Aber 
na.ch an dem, was ma.n jetzt im bürgerlichen 
Blätterwald liest, scheint es so zu sein : Export, 
wenn es nicht anders geht, mit möglichst 
niedrigen Preisen auf dem Weltmarkt, aber 
Hochhaltung der Preise gegenüber der hei­
mischen Bevölkerung ! Das heißt, die hei­
mische Bevölkerung soll, wie schon öfter in 
der Geschichte Osterreichs, den Export 
prämüeren. Gegen eine solche Entwicklung, 
gegen eine solche Exportförderung muß sich 
jeder Arbeitervertreter entschiedenst wenden. 
Die Tendenz, teilweise auch in der Regierung, 
geht in der Richtung : Senkung der Export­
preise auf Kosten überhöhter Preise im In­
land ! Eine solche Politik muß man ablehnen. 

Daher. meine Damen und Herren, möchte 
ich in meinen Schlußbemerkungen folgendes 
sagen : Bei dieser Sachlage, bei der Untätigkeit 
der Regierung gegenüber den wucherischen 
Preiskartellen, kann von der Opposition nicht 
verlangt werden, dem Hauptausschuß und 
dem Verkehrsministerium eine Blankovoll­
macht für die Erhöhung der Gütertarife aus­
zustellen. Das Parlament hat praktisch keine 
Möglichkeit mehr, sich konkret mit so 
wichtigen Einzelfragen der geplanten Trans­
portmittelverteuerung zu bes�häftigen. Die 
Regierungsparteien allein regeln durch Par­
teienbesprechungen und -verhandlungen diese 
Fragen. Sie haben daher auch allein die 
Verantwortung zu tragen. Nach der bis-
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herigen Praxis in unserem Land wird auch 
diesmal der kleine Mann die Zeche zu bezahlen 
haben. 

Darf ich dem noch folgendes hinzufügen : 
Die Zunahme der · sozialen Spannungen wird 
in nicht allzu ferner Zeit die arbeitenden Be­
völkerungsschichten zwingen, in den wirt­
schaftlichen und so�alen Kampf direkt ein­
zugreifen. Der Parlamentarismus als alleiniges 
Instrument großer politischer und wirtschaft­
licher Auseinandersetzungen wird sich als 
Illusion erweisen. Der Wille des Volkes muß 
schließlich auch für das Parlament maßgebend 
sein, und nicht Parteienkompromisse unter 
Ausschluß der Volksmeinung. 

Zum Schluß noch ganz kurz gleich einiges zur 
B e fö r d e r u n g s t e u e r n o v e l l e. Ich muß 
schon sagen : Höher geht es nicht mehr i� 
österreichischen Parlament I Ich muß zunächst 
einmal eine formale Einwendung erheben. 
Man soll dazu sprechen, aber man hat nicht 
einmal den Ausschußbel'icht, man weiß als 
Oppositionsabgeordneter nicht einmal, was 
sich denn im Ausschuß abspielt. Aber prompt 
wird der Bericht auf die Tagesordnung ge­
setzt, obwohl man ihn gar nicht hat. Das 
Ganze nennt man dann "demokratischen 
Parlamentarismus".  Das riecht schon fast 
mehr als autoritär, das ist eigentlich schon 
Diktatur. 

Gegen diese Machenschaften, gegen diese 
Art der Arbeitsmethode in unserem Parlament 
muß schärfstens Protest erhoben werden; 
Glauben Sie, daß diese Arbeitsmethode nicht 
auch der Bevölkerung bekannt wird 1 Sie 
würdigen damit das Parlament herab, setzen 
es selber herab und wundern sich dann, wenn 
die Mehrheit der Bevölkerung eigentlich kein 
richtiges Interesse an den parlamentarischen 
Beratungen hat. Das Volk draußen fühlt 
eben instinktiv, daß der Öffentlichkeit hier 
mehr oder weniger nur mehr eine - ver­
zeihen Sie den Ausdruck - Komödie vor­
gespielt wird. Alles wird in den außerparla­
mentarischen Kr�isen ausgehandelt, und wir 
sinken einfach zu einem Instrument außer­
parlamentarischer Kräfte ' herab. Wenn , die 
Arbeiter von einem Streik sprechen, dann 
treten sofort die Warner auf und sagen : Um 
Gottes willen, nur keine außerparlamentari. 
schen Kräfte · in Aktion set74en, das gäbe ein 
Unglück für das Land ! Und gerade jene Kreise, 
die das ausrufen, sind es, die außerparlamen­
tarisch Tag für Tag am Werke sind, das 
Parlament zu entwerten und ihren Willen 
dem Parlament auf74uzwingen, sei es im Weg 
des De-facto-Parlamentes, der Bundeswirt­
schaftskammer, oder über einen anderen Weg. 

So kann es nicht weitergehen. Daher möchte 
ich hier rein formell sagen : Eine solche 
Arbeitsmethode, im .letzten Moment die Be-

richte auf die Tagesordnung zu setzen und 
den Oppositionsabgeordneten nicht . einmal die 
Berichte des Ausschusses auszuhändigen, ist, 
wie man es landläufig ausdrückt, wirklich die 
Höhe ! 

Grundsätzlich muß natürlich der Linksblock 
auch gegen die Erhöhung der Beförderung­
steuer Einspruch erheben. Er wird das Geset74 
ablehnen. Man sagt in den Erläuterungen, 
das Gesetz sei notwendig, um die Konkurrenz 
zwischen Schiene und Straße zum Teil zu 
beheben. Bei näherem Studium sehen Sie 
doch, daß von irgendeiner Behebung der 
Konkurren74 zwischen Schiene und Straße gar 
nicht die Rede ist. Das Fa74it ist eine neue 
Belastung der breiten Massen. Mehr kommt 
als Ergebnis nicht heraus. Die Folge wird 
eine Verteuerung des Straßengüterverkehrs zu 
Lasten der breiten Bevö"erungsschichten sein. 
Aber das ist die Tendenz', die sich in Österreich 
immer mehr dm'chsetzt : Abkehr von der 
direkten Besteuerung und Ausbau der Massen­
steuern ! 

Die eine direkte Steuer, die die breiten 
Massen berührt, die sogenannte Kriegslohn­
steuer , die darf allerdings nicht angerührt 
werden, die muß man schön aufrechterhalten, 
die muß man untermauern ; aber alle übrigen 
direkten Steuern der besit74enden Schichten 
sollen möglichst bald ermäßigt werden. Gegen 
eine solche Steuerpolitik muß jeder arbeitende 
Mensch protestieren und auftreten. 

Wir Abgeordnete des Linksblocks sind daher 
der Auffassung, daß . auch dieses Gesetz, das 
nicht der Lösung des Problems "Schiene und 
Straße" dienen kann und auch nicht dienen 
soll, sondern eine neue Steuerbelastung für 
die breitf3n Schichten der Bevölkerung be­
inhaltet, ebenfalls abzulehnen ist. 

Das habe · ich mir erlaubt, zum 1 .  Punkt der 
Tagesordnung und gleichzeitig 74U der auf die 
Tagesordnung gesetzten Beförderungsteuer­
novelle namens meiner Kollegen vorzutragen. 

Inzwi8chen h,at Präsident Dr. Gorbach den 
Vorsitz übernommen. 

Berichterstatter Eibegger (Schlußwort) : 
Hohes Haus ! Ich möchte nur einen Teil 
der Ausführungen des Herrn Abg. Eiser 
berichtigen, und zwar jenen, in dem er fest­
gestellt hat, dem Hohen Haus liege nicht 
einmal der Ausschußbericht vor. Ich glaube, 
der Herr Abg. Elser hat sich im Verhandlungs­
gegenstand geirrt. Der jetzt in Verhandlung 
stehende Gegenstand, also Punkt 1 der Tages­
ordnung, behandelt ja nur die Außerkraft­
setzung eines bestimmten Bundesgesetzes. Der 
Hauptausschuß hat am 22. März seine Be­
ratungen abgeschlossen, anschließend daran 
ha.be ich sofort den Bericht verfaßt, er wurde 
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in . Druck gelegt und den Mitgliedern des 
Hohen Hauses am Montag ausgehändigt. Der 
Ausschußbericht ist ausnahmsweise sogar sehr 
a.usführlich gehalten und umfaßt eine volle 
Druckseite. Das zur Berichtigung der Fest­
stellungen des Herrn Abg. Elser. (Abg. 
H onner:  Herr Berichter8tatter, Bie haben 
ja nicht zugehört ! - Abg. Koplenig :  Er 
hat 8chon zugehört, aber al8 Berichter8tatter 
macht er einen Dreh!) 

Bei der A bs timmung wird die Regierungs­
vorlage in zweiter  und drit ter  Lesung zum 
Beschluß · erhoben. 

Der 2. Punkt der Tagesordnung ist der 
Bericht des. Ha.ndelsausschusses über die Re­
gierungsvorlage (525 d. B.) : Bundesgeset� 
über die gewerbsmäßige Beförderung von 
Gütern mit Kraftfahrzeugen (Güter­
beförderungsgesetz) (529 d. B.) .  

Berichterstatter Dwofak: Hohes Haus ! Die 
Regierungsvorlage behandelt die gewer bs­
mäßige Beförderung von Gütern mit Kraft­
fahrzeugen des Straßenverkehrs durch Be­
förderungsuntel'nehmungen und den Werk­
verkehr. Die Regierungsvorlage ist notwendig 
geworden, weil die bisherigen diesbezüglichen 
Verordn�ngen und Geset�e sich auf alte 
österreichische und teilweise reichsdeutsche 
Verordnungen gestützt haben. Neu ist jedoch 
die Erfassung des Werkverkehrs. Der Werk­
verkehr soll nun in der Weise erfaßt werden, 
daß eine sogenannte Werkverkehrskarte aus­
gestellt wird, die bei jeder Güterbeförderung 
mitzuführen ist, wobei eine entsprechende 
Gebühr für die Beförderung zu entrichten 
sein wird. Es ist ausdrücklich vorgesehen, 
daß diese Gebühr für sämtliche Kraftfahrzeuge, 
auch für solche der öffentlichen Hand, gilt. 
Ausgenommen sind nur jene, für die , Aus­
nahmebestimmungen vorgesehen sind. Der 
Werkverkehr wird im Gesetz definiert. 

Ich stelle im Namen des Handelsausschusses 
den An trag, der Gesetzesvorlage die ver­
fassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 

Gleichzeitig beantrage ich in formeller Hin­
sicht, die General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Der formale Antrag wird angenommen. 

Abg. Ebenhichler : Hohes Haus ! Das in Be­
ratung stehende Gesetz, das Güterbeför­
derungsgesetz, ist nicht allein für sich zu be­
trachten, sondern ist nur ein Teil eines Ge­
samtkomplexes. Wenn man die Erläuterungen 
zu der Regierungsvorlage über das Güter­
bef"örderungsgesetz liest, kommt man zu dem 
Satz : "Eine wesentliche Aufgabe der Neu­
regelung wurde darin erblickt, den unwirt­
schaftlichen Wettbewerb zwischen Schiene und 

Straße im Güterfernverkehr auszuschalten. '.' 
Das ist also der ausdrückliche und besondere 
Zweck dieses Gesetzes. Wenn ich auch an­
erkenne und sage, daß dieses Gesetz zur 
Änderung gewisser bisher geltender reichs­
deutscher Vorschriften notwendig war, so sind 
doch alle Vorlagen, die eingebracht wurden 
oder in den Ausschüssen in Beratung standen, 
wie die Beförderungsteuernovelle, das Gelegen­
heitsverkehrs-Gesetz, das Kraftfahrliniengcsetz, 
eng !lliteinandcr verbunden und dienen letztlich 
alle dem einen Zweck, nämlich, wie es aus­
gedrückt ist, den unwirtschaftlichen Wett­
bewerb zwischen Schiene und Straße im Güter­
verkehr auszuschalten. 

Auch das heute als Punkt 1 auf die Tages­
ordnung gesetzte Gesetz dient zur Regelung 
dieser Materie. Ich möchte ausdrücklich er­
wähnen, daß wir hier im Hause diesem Gesetz 
unsere Zustimmung erteilt haben, weil wir der 
Meinung sind, daß der ursprüngliche Zustand, 
der verfassungsmäßige Zustand, daß die Tarife 
im Hauptausschuß behandelt werden, damit 
wiederhergestellt wird. Damit ' haben wir 
natürlich in gar keiner Weise gesagt, daß wir 
mit der Erhöhung der Tarife bei der Bundes­
bahn einverstanden sind und dieser Erhöhung 
etwa unsere Zustimmung gegeben haben. Das 
Gegenteil war der Fall. Wir haben ausdrück­
lich im Ausschuß gegen diese Erhöhung ge-
stimmt. ,� 

Wir haben gegen diese Erhöhung der Tarife 
gestimmt, weil wir der Meinung sind, daß 
die Mittel, die hier angewandt werden, um 
die Bundesbahn zu sanieren oder eine Teil­
sanierung durchzuführen, hiezu keineswegs 
geeignet sind und keineswegs dieses Ziel er­
reichen werden. Es wird in gar keinem Falle 
eine wesentliche Entlastung der Bundesbahn 
dadurch erzielt werden, aber auf der anderen 
Seite werden Belastungen für die Wirtschaft 
und damit für die Gesamtbevölkerung ent­
stehen, die letztlich wieder nur verteuernd 
wirken können. Wir hätten uns vorstellen 
können, daß man die sichtlich überhöhten 
Postgebühren herabsetzt, denn darüber, daß 
die Postgebühren . in Österreich überhöht und 
in keiner Weise gerechtfertigt sind, gibt es, 
glaube ich, wohl gar keinen Zweifel. 

Auch dieses Gesetz dient, wie ich erwähnt 
habe, also nicht allein dazu, frühere reichs­
rechtliche Vorschriften außer Kraft zu setzen, 
und es dient auch nicht allein dazu, klarere 
Verhältnisse bei den Bundesbahnen zu 
schaffen - das wäre und ist nur zu begrüßen -, 
sondern dieses Gesetz dient vor allem dazu, 
einem Unternehmen Schützenhilfe zu leisten, 
das aber unseres Erachtens diese Schüt.zenhilfe 
gar · nicht verdient ; denn das Defizit der 
Bundesbahnen ist auf Grund der · Leitung und 

• 
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Führung dieses Unternehmens zustande­
gekommen, und es wäre keineswegs notwendig, 
daß dort ein Defizit in dieser Höhe besteht. 

Ich gebe ohneweiters zu, daß die Tarife 
der Bundesbahnen an sich den ver­
schiedenen anderen Preisen nicht entsprechen, 
aber ich frage Sie : Wo haben wir diese 
Ausgeglichenheit 1 Haben wir diese Valori­
sierung bei den Gehältern der Beamten­
schaft, der Angestelltenschaft � Daran leiden 
wir ja, daß es Ihnen bis heute noch nicht 
möglich war, richtige Relationen hinsichtlich 
der Preise, der Tarife und der Löhne herzu­
stellen. Bevor Sie sich dieser Aufgabe nicht 
unterzogen haben, bevor Sie diese Aufgabe 
nicht gelöst haben, solange wir Preise in 
der Landwirtschaft haben, < die nicht ent­
sprechen, solange wir - ich gebe es zu -

daß Sie untersuchen, welche Maßnahmen man 
innerhalb der Bundesbahnen treffen und er­
greifen kann, um dieses Defizit der Bundes­
bahnen abz,ubauen, und was man innerhalb 
dieser Bundesbahnen tun kann, um sie kon­
kurrenzfähig zu machen. 

Es ist natürlich ein sehr einfaches Mittel, 
eine Konkurrenz auszuschalten oder eine 
Konkurrenz kleinzubekommen, wenn ich dieser 
Konkurrenz einfach eine Steuer auferlege, 
das heißt, wenn ich der Konkurrenz einfach 
die ,Erfüllung ihrer Aufgabe, die sie bisher 
im Interesse der Volksgemeinschaft, �m 
Interesse des ganzen Volkes billig erfüllt hat, 
erschwere und sage : Du darfst das jetzt nicht 
mehr billig machen, du mußt das' jetzt teuer 
machen, damit unser Staatsbetrieb nicht 
noch größere Auslagen hat ! 

Preise in den Staatsbetrieben haben, die nicht Darauf geht es doch hinaus, und das entsprechen, solange werden Sie keine wirt- . ist nicht gut und kann von uns nicht unter­
schaftlich gesunde Grundlage haben, um wirk- stützt werden ; denn die natürliche Folge 
lich gedeihlich arbeiten zu können. dieses Vorgehens wird ja doch sein, daß 

Man möchte nun meinen , daß die Maß­
nahmen, die Sie vorschlagen, die Sie mittels 
Gesetz dUrchsetzen wollen , dazu beitragen 
werden und beitragen sollen, dieses Miß­
verhältnis in den Relationen zwischen Preisen 
und Löhnen abzubauen. Dieses Gesetz zeigt 
aber wieder, daß Sie diesen Weg in der Praxis 
nicht gehen ; ich werde Ihnen auch gleich 
sagen, warum Sie"'diesen Weg nicht gehen, ja 
nicht gehen können : weil Sie sich selbst über 
diesen Weg nicht einig sind ! Eigentlich ist ja 
dieser Kampf, ich möchte fast sagen, eine Art 
Klassenkampf. Die Bundesbahnen, die unter 
der ausgesprochenen Diktatur einer der Koali­
tionsparteien stehen, haben selbstverständlich 
an sich kein Interesse daran, daß diese Betriebe 
konkurrenziert werden. Sie haben . nicht nur 
ein Interesse, daß dieser eine Betrieb nicht 
konkurrenziert wird, sondern Sie haben darüber 
hinaus auch das Interesse, daß Ihrer Ideologie 
der Verstaatlichungstendenzen, der Verstaat­
lichungsprinzipien weiter zum Durchbruch ver­
holfen wird, um ein Vorwärtsschreiten der Ver­
staatlichung, wenn auch mit kleinen Mitteln, 
zu e;rreichen. Das bezeichnen Sie ganz offen 
als die sogenannte kalte Sozialisierung in 
Österreich. ' . 

- ob Sie nun wollen oder nicht - Preis­
steigerungen kommen werden. Ich glaube. 
daß man in einer Zeit, in der man sich bemüht, 
Preissenkungen durchzuführen, in der ver­
schiedene Zweige der Wirtschaft, ich möchte 
fast sagen, das ganze Volk daran arbeitet 
und interessiert ist, daß eine Stabilitä.t der 
Preise herbeigeführt wird, nicht hergehen kann 
- ich spreche jetzt gar nicht von der .Er­
höhung der Tarife der Bundesbahnen allein -, 
die Tarife und Leistungen der Wirtschaft 
7jU verteuern ; denn eine Verteuerung wird 
erfolgen. Es fällt kein Geld vom Himmel. 
Verteuerungen müssen bezahlt werden, und 
auch diese Verteuerungen werden nicht von 
den Bundesbahnen hereingebracht oder von 
sonst irgend jemandem, diese Verteuerungen 
werden letztlich wieder von den einzelnen . 
Konsumenten bezahlt. Es ist mir also eigent­
lich nicht sehr verstä.ndlich, warum die 
Sozialistische Partei so besonderen Wert auf 
dieses Gesetz legt, das sich letztlich ja gerade 
auf die Gruppe, die sie allein zu vertreten 
beansprucht, auswirken wird. 

Es wäre anläßlich der Beratung dieser 
Regierungsvorlage vielleicht auch noch zu 
erwähnen, daß man diesen ganzen Komplex 

Dieses Gesetz, wie es vorliegt, ist so ein Bei- etwas einheitlicher hätte fassen können. So 
spiel der kalten Sozialisierung, die in Öster- haben wir mehrere, eine Vielzahl von Gesetzen. 
reich durchgeführt wird. Sie belasten einen, Ich gebe zu, daß die Vereinheitlichung nicht 
Zweig der Wirtschaft, der in vollkommen eine sehr einfache Sache gewesen wäre, da . 
positiver Weise seine Aufgaben innerhalb der ja für manche Fragen verschiedene Mini­
Wirtschaft bisher erfüllt . ha t, dem es möglich sterien zuständig sind. Aber ich glaube, man 
war, zu tragfähigen Preisen seiner Aufgabe, der hätte diese ganze Frage doch etwas einheit­
Zustellung von Gütern, gerecht zu werden, licher behandeln können. Es wäre dann 
mit einer Auflage, um bei der Bundesbahn vielleicht auch möglich gewesen, dieser ganzen 
nicht mehr die Schwierigkeiten der Kon- Frage der Konkurrenzierung Schiene-Straße 
kurrenzierung in diesem Maße zu haben, statt etwas mehr auf den Grund zu gehen, um 
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vielleicht doch Maßnahmen treffen zu können, 
die diesem Übel tatsächlich abgeholfen hätten. 

Ganz besonders möchte ich aber bei der 
Vorlage folgendes erwähnen : Im § 6 Abs. 1 
heißt es : "Die Konzession darf nur erteilt 
werden, wenn :" und in lit. c desselben 
Absatzes : " ein Bedarf nach der Gewerbe­
ausübung vorliegt". 

Meine sehr · geehrten Damen und Her:ren ! 
Es ist schon sehr lange davon gesprochen 
worden, daß das Untersagungsgesetz ver­
schwinden soll, daß das Untersagungsgesetz 
abgebaut werden soll. Darüber, glaube ich, 
ist man sich allgemein klar, und so ist es 
eigentlich unverständlich , warum es hier noch 
nicht �u einer Einigung gekommen ist. Es 
ist nun festzustellen, daß' durch diese Formu­
lierung " Die Konzession darf nur erteilt 
werden, wenn" und "ein Bedarf nach der 
Gewerbeausübung vorliegt'! ,  das Unter­
sagungsgesetz selbst dann, wenn es aufgehoben 
wird, eigentlich wieder eingeführt wird. 

Ich sehe nicht ein, warum man nicht endlich 
einmal von diesen Kann- und Darf-Be­
stimmungen abgeht. Diese Kann- und Darf­
Bestimmungen erschweren der Verwaltung ja 
rilur ihre Arbeit. Ich habe im Laufe der Zeit 
mit einer Vielzahl von . Beamten sprechen 
können, die mir immer wieder gesagt haben : 
Wir haben ja gar keine Freude mit diesen 
Gesetzen, nach denen es Ermessenssache der 
Behörden ist, so oder so �u handeln. Die Ver­
waltungsbehörden, die Beamten, sehen es 
viel lieber, wenn sie strikte Vorschriften 
haben, wenn sie genaue Unterlagen haben, auf 
Grund deren sie Recht sprechen können. 
Ich sehe nicht ein, warum man nicht im 
Gesetz sagt : Die Konzession ist ·zu erteilen, 
wenn 1 .  die Erfordernisse zum Antritt eines 
konzessionierten Gewerbes erfüllt sind, 2. der 
Bewerber den Befähigungsnachweis erbracht 
hat. Denn, wie Sie es hier fassen, steckt ja 
auch wieder zu 50 Prozent das Untersagungs­
gesetz drinnen, und wenn es heißt : "ein 
Bedarf nach der Gewerbeausübung vorliegt", 
dann haben Sie wieder die Ermessensfreiheit. 

Dieses Gesetz steht in engstem Zusammen­
hang mit einem Staatsbetrieb, mit den Bundes­
bahnen. Ich möchte es fast als einen un­
lauteren Wettbewerb bezeichnen, was Sie hier 
machen. Es ist doch nicht so, daß der staatliche 
Betrieb das Recht hat, ZU wirtschaften, wie 
er will, und einfach alles, was ihm nicht genehm 
ist, auf der anderen Seite in der Privatwirt­
schaft zU unterbinden. Wenn nun im § 7 
die Einspruchsmöglichkeit und die Begut­
achtungsmöglichkeit des Bundesministeriums 
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe vor­
gesehen ist - ich möchte betonen, dagegen 
ist im Verkehr über die Grenze nichts einzu-

wenden -, so ist es doch für den Beamten 
außerordentlich schwierig, objektiv festzu­
stellen, ob ein Bedarf nach der Gewerbe­
ausübung vorliegt oder nicht. 

Solche Bestimmungen und eine solche Ab­
fassung von Gesetzesbestimmul.lgen tragen zur 
Unklarheit bei, führen durch die Rekurse 
und Einsprüche zu einer komplizierten Mehr­
arbeit in der Verwaltung und belasten den 
Staat nicht nur arbeitsmäßig, sondern auch 
finanziell und dadurch jeden einzelnen Bürger 
unseres Staates. 

Aus diesem Grunde habe ich mir auch 
erlaubt, einen diesbezüglichen An trag ein­
zureichen. 

Der Nationalrat wolle beschließen : 
§ 6 Ahs. I hat zu lauten : 
,,6. (1) Die Konzession ist zu erteilen, 

wenn : 
a) die Erfordernisse zum Antritt eines 

konzessionierten Gewerbes (§ 23 Abs. I 
der Gewerbeordnung) erfüllt sind und 

b) der Bewerber den Befähigungsnach­
weis (Abs. 2) erbracht hat." 

Lit. c hat zu entfallen. 

Präsident Böhnt (der inzwischen den V 01'8itz 
übernommen hat) : Der Antrag ist genügend 
unterstützt und steht daher zur Verhand­
lung. 

Abg. Ebenbichler (fortsetzend) : Ich komme 
zum Schluß und möchte darauf hinweisen, 
daß man endlich bei allen diesen Fragen -
und es werden uns noch verschiedene solche 
Fragen im · Haus zu beschäftigen haben, 
Fragen, die mit den verstaatlichten Betrieben 
zusammenhängen - von dem Grundsatz aus­
gehen möge, daß letztlich im Vordergrund 
der Mensch steh t und daß Regierung und 
Parlament die Aufgabe haben, die Wohlfahrt 
und die Interessen der Menschen in diesem 
Staate wahrzunehmen, daß es nicht Aufgabe des 
Parlamentes ist, Parteien oder sonstige Unter­
nehmungen dieses Staates hochzuzüchten, 
zu vertreten und auf deren Interessen zu sehen, 
sondern daß es Pflicht der Regierung, Pflicht 
der Parteien und Pflicht des Parlaments ist, 
die Interessen des gesamten Volkes zu wahren. 
(Beifall beim KdU.) 

Abg. Aichhom: Hohes Haus I Der Herr 
Berichterstatter hat die Beratungen über den 
vorliegenden Geset1.entwurf mit der El klärung 
eingeleitet, daß er sich im wesentlichen damit 
befasse, alte, reichsdeutsche Bestimmungen in 
österreichische Gesetzesform zu kleiden, und 
daß die wesentlichen Änderungen darin liegen, 
daß jetzt auch der Werkverkehr durch Be­
stimmungen geregelt wUrde, die darin bestehen, 
daß eine Werkverkehrskarte ausgestellt werden 
soll. 
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Mein Vorredner hat darauf hingewiesen, daß 
im Bericht des Handelsausschusses zu lesen 
steht, daß der wesentliche Inhalt, der wesent­
liche Grundzug dieser Regierungsvorlage darin 
gesehen wird, den unwirtschaftlichen Wett­
bewerb zwischen Schiene und Straße im 
Güterfernverkehr auszuschalten. 

Da ich erst zu Beginn der Sitzung diesen 
Ausschußbericht in die Hand bekommen habe, 
war ich nicht in der Lage, ihn vollinhaltlich 
zu überprüfen, wieweit hier die Wettbewerbs­
ausschaltung auf Gegenseitigkeit beruht. Ich 
kann mich aber des Eindrucks nicht erwehren, 
daß in erster Linie der Wettbewerb seitens der 
Privatwirtschaft gegenüber der Bundesbahn 
behandelt werden soll. Denn wenn für die 
Konzessionierung, die hier vorgesehen ist, 
schon der § 4 eine Reihe von Ausnahmen vor­
sieht, wenn im § 6, wie mein Vorredner bereits 
ausführlich betont hat, darauf hingewiesen 
wird, daß die Konzession nur erteilt werden 
darf, wenn ein Bedarf nach dieser Gewerbe� 
ausübung vorliegt. , so ist s'chon ziemlich klar 
ersichtlich, daß es darum geht, nun den großen 
Betrieb der Österreichischen Bundesbahnen 
vor der 80 unliebsamen Konkurrenz der 
Privatwirtschaft zu schützen. Es ist nicht 
das erste Gesetz, meine Damen und Herren, 
das in diesem Hause beschlossen wird, um 
die Wettbewerbsfreiheit unmöglich zu machen ; 
es ist dies bedauerlich, und es wäre an der Zeit, 
daß wir uns darüber klar werden, wie wir uns 
in Zukunft im Interesse der Gesamtwirtschaft 
zu ' diesen Problemen stellen sollten. Denn 
ich erachte es für vollkommen unrichtig, 
daß man nur in Zeiten, in denen die Groß­
betriebe, die Monopolbetriebe ,der staatlichen 
Verwaltung, nicht in der Lage sind, den Dienst 
am Konsumenten zu erfüllen, diesen der 
Privatwirtschaft überläßt. Erinnern Sie sich, 
meine Damen und Herren, an die Jahre 1945 
und 1946, in denen die Bundesbahnen - wir 
können offen sagen - nur einen Gelegenheits­
verkehr aufrechterhielten und in denen es 
die Lastfuhrwerker geweson sind, die damals, 
von jedermann anerkannt, ihre Kompetenz 
weit überschritten, weil sie nicht nur den 
Last- sondern auch den Personenverkehr 
durchführen mußten. (Abg. Widmayer:  Abt-r 
nur im Schleichhandel !) Ich kann Ihnen sagen, 
Herr Kollege Widmayer, es war nicht nur im 
Schleichhandel, denn es gab damals keine 
andere Möglichkeit, überhaupt in die Länder 
hinauszukommen. 

Und ich darf TImen genau so offen sagen . . . 
(Abg. Di. Migsch: Damals war' das nicht die 
Schuld der Bundesbahn !) Ich habe auch dafür 
der Bundesbahn keine Vorwürfe gemacht. 
Aber Tatsache war es, daß die Privatwirt­
schaft damals im Dienste des Konsumenten 

tätig war und daß die Preise, die eingehoben 
worden sind, absolut gerechtfertigt waren, 
denn umsonst - verzeihen Sie, lieber Kollege 
Widmayer - bsfördert auch die Bundesbahn 
niemanden, auch dort muß bezahlt werden. 
Immerhin ist der Beweis erbracht worden, 
daß die P1'ivatwirtschaft auch bei außer­
ordentlichen Verhältnissen in der Lage ist, 
ihre Aufgaben restlos zu erfüllen. Das Merk­
würdige ü�t - und deswegen führe ich es an - :  
In dem Augenblick, in dem sich die Ver­
hältnisse normalisieren und auch der geregelte 
Verkehr wieder aufgenommen werden kann, 
fühlt man sich verpflichtet, den Monopol­
betrieb gegenüber der Privatwirtschaft zu 
schützen, während wir doch der Meinung sein 
sollten, daß sich die Privatwirtschaft ein 
bißehen Anerkennung verdient hätte und 
vielleicht auch manchmal einen Schutz gegen­
über der Monopolisierung finden müßte. Es 
ist dies die Genesis unserer Zeit, daß wir uns 
nicht dazu entschließen können, daß wir, wenn 
wir von Konkurrenzwirtschaft sprechen, sio 
nicht auch anerkennen wollen - ich gebe 
restlos zu, daß die Herren von der soziali­
stischen Fraktion sie ablehnen. 

Es handelt sich aber darum, daß wir auf 
dem Standpunkt stehen, durch eine Wett­
bewerbsfreiheit dem Konsumenten bessere 
Möglichkeiten zu bieten. Es wurde hier 
jedoch schon betont, daß durch diese gesetz­
liche Regelung die Preise und Frachten ver­
teuert werden. Das ist vollkommen klar. Sie 
ersehen daraus, daß nicht den Konsumenten 
geholfen wird, sondern daß es darum geht, 
für den Monopolbetrieb die ihm so uner­
wünschte Konkurrenz auszusc�alten, sie der.:. 
artig zu knebeln, daß dem Monopolbetrieb 
dadurch eine bessere Entwicklungsmöglichkeit 
geschaffen wird. Das ist der Grund, warum 
dieses Gesetz abgelehnt werden muß. 

Abg. Dr. Pfeifer: Hohes Haus ! Ich möchte 
das eben zur Debatte stehende Güter­
beförderungsgesetz und die dann noch nach­
folgenden Gesetze - Gelegenheitsverkehrs­
Gesetz, Kraftfahrliniengesetz usw. -, die uns 
hier alle noch beschäftigen ' werden , zu einer 
grundsätzlichen Ausführung über die Gewerbe­
freiheit benützen, und zwar an Hand der 
Entwicklungsgeschichte der Gewerbeordnung 
und uriserer Verfa.ssung selbst. Nur . ganz 
grundsätzliche Dinge will ich· da. kurz sagen. 

Es handelt sich zunächst um die Frage, 
welche Absichten des Gesetzgebers überhaupt 
bei der Schaffung der Gewerbeordnung vor­
gelegen sind. Und wenn man da, wie ich es 
getan habe, in einer wissenschaftlichen Ab­
handlung der Sache nachforscht und ihr auf 
den Grund geht, so stellt sich folgendes heraus :  
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Als die . Gewerbeordnung mitten im vorigen gewisse Bedingungen. Das geht auch aus 
Jahrhundert, in den fünfziger Jahren ge- anderen Stellen des Motivenberichtes ins­
schaffen wurde, war es der damalige Handels- besondere zum Kundmachungspatent hervor, 
minister von Toggenburg, der der Schöpfer, wo es ausdrücklich heißt : "Auch bisher 
der geistige Urheber der Gewerbeordnung war. war bei den Commerzialgewerben und selbst 
Dieser damalige Handelsminister von Toggen- bei vielen Polizeigewerben, wenn sie gleich 
burg war vorher Statthalter Österreichs in an eine Concession gebunden waren, der 
Venedig gewesen und hatte in Venetien die Grundsatz freier Concurrenz in dem Sinne 
dort schon bestehende Gewerbefreiheit, das geltend, daß einem Bewerber, der die vor­
System der Gewerbefreiheit kennen- und geschriebene Befahigung besaß, die Concession 
schätzengelernt. Als er nachher im Jahre 1855 nicht verweigert werden konnte." Das war also 
in Österreich Handelsminister wurde, hat er auch bei den konzessionierten Gewerben gesagt. 
getrachtet, dieses von ihm für gut befundene In diesem Sinne wurde der Gesetzentwurf 
System auch in Österreich zur Grundlage vom Berichterstatter dem Kaiser vorgetragen 
der neu zu schaffenden Gewerbeordnung zu und von diesem genehmigt. 
machen. So ist es auch zu erklären, wenn Es besteht alsQ kein Zweifel, daß nach der 
dann im allgemeinen Teil des Motivenberichtes, ganzen Entstehungsgeschichte der Gewerbe­
der damals zur Gewerbeordnung ausgearbeitet ordnung die Absicht geherrscht hat, auch 
wurde, diese Grundgedanken festgelegt wurden. bei den konzessionierten Gewerben, wenn die 
Dort sind unter Hinweis auf die Verhältnisse Bedingungen, die gesetzlichen . Voraus­
im lombardisch-venezianischen Königreich die setzungen erfüllt sind, dem Mann einen Rechts­
Grundsätze des neuen Gesetzentwurfes aus- anspruch auf die Verleihung der Gewerbe. 
geführt, und es wird gesagt, daß seine Grund- konzession zu geben. Das hat sich auch in 
züge sind : "a) Freigebung der gewerblichen anderen Dingen ausgedrückt, zum Beispiel 
Tätigkeit mit Ausnahme jener Zweige, in darin, daß das Gesetz ausdrücklich bestimmte, 
welchen aus Rücksichten der öffentlichen. daß dann, wenn die Konzession verweigeIit 
Ordnung und Sicherheit eine Beschränkung wird, in der Entscheidung ausdrücklich die 
notwendig erscheint. - b) Hiernach Eintheilung Gründe der Verweigerung anzugeben siI\d, 
der Gewerbe in freie und concessionierte. was bei einer freien Ermessensentscheidung 
Für die letzteren Festsetzung bestimmter damals nicht notwendig gewesen wäre . . 

Bedingungen in Bezug auf die Person und auf Wenn man aber noch im Eweifel sein 
die OrtsverhäItnisse." Es gab damals nur die sollte, ob sich etwa dieser Grundgedanke 
zwei Gruppen der freien und konzessionierten der freiheitlichen Gewerbeordnung, die die 
Gewerbe, und der Unterschied bestand bloß Gewerbefreiheit als Grundsatz aufgestellt 
darin, daß man im Gegensatz 2;U den freien hatte, vielleicht in ,der späteren Zeit irgendwie 
Gewerben für die Erlangung eines konzes- verändert haben könnte - es sind dann noch 
sionierten Gewerbes gewisse Bedingungen auf- andere Gruppen, nämlich die handwerks·' 
. stellte. Das sollte aber keineswegs eine Auf- mäßigen und später die gebundenen Gewerbe 
hebung der grundsätwehen Freiheit, von der daz�gekommen -, so gibt uns eine zweite 
der Entwurf ausging, bedeuten, sondern nur Tatsache klaren Aufschluß · darüber, daß sich 
eine gewisse Beschränkung dadurch, daß an dem Grundprinzip der Gewerbefreiheit 
gewisse Voraussetzungen gefordert wurden. nichts geändert hat. Und zwar gibt uns 

Dasselbe ergibt sich dann noch ganz klar diesen Aufschluß die acht Jahre später ge­
und deutlich aus dem Bericht des Bericht- schaffene Verfassung der damaligen Monarchie, 
erstatters des damaligen Reichsrates. Dieser die Staatsgrundgesetze, insbesondere das 
war damals noch nicht ein Haus der Gesetz- Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte 
gebung wie heute der Nationalrat oder früher der Staatsbürger. Dieses haben wir ja heute 
das Abgeordnetenhaus, sondern . er war ein noch immer als einen wesentlichen Bestandteil 
beratendes Organ des Kaisers, der damals unserer Verfassung, und im Art. 6 dieses 
noch der formelle Gesetzgeber war. Der Staatsgrundgeset2;es über die allgemeinen 
Berichterstatter Freiherr von Geringer sprach' Rechte der Staatsbürger heißt es ausdrücklich, 
sich in übereinstimmung mit der Mehrheit und ich bitte das zu beachten : "Jeder Staats­
dieses Reichsrates ebenfalls für "das dem bürger kann an jedem Orte des Staats­
ministeriellen Gesetzentwurf zugrunde liegende gebietes . . .  unter den gesetzlichen Bedin­
Prinzip der vollen Freigebung der gewerblichen gungen jeden Erwerbszweig ausüben." Dieser 
Tätigkeit unter Beibehaltung des ' Unter- Sat2; der Verfassung, daß unter den gesetz­
Bchiedes der freien und concessionierten lichen Bedingungen jeder Erwerbszweig aus­
Gewerbe" aus. Die Unterscheidung bedeutete geübt werden kann, ist eine neuerliche Be­
keineswegs eine teilweise Aufhebung der stätigung, und zwar durch den Verfassung� 
Gewerbefreiheit, sondern nur, wie ich schon geber, des Grundsatzes der Gewerbefreiheit, 
sagte, eine teilweise Beschränkling durch ein Grundsatz, der nach wie vor fortbesteht 
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und daher gar nicht durch ein einfaches 
Gesetz irgendwie eingeengt oder umgestoßen 
werden könnte oder dürfte. 

Ebenso klar wie der Wortlaut ist 'auch der 
Sinn des Staatsgrundgesetzes. Er ergibt sich 
wieder aus dem Verfassungsausschußbericht 
des Abgeordnetenhauses zu diesem Staats­
grundgesetz, in dem dort in der Einleitung 
ausgeführt ist : 

. 

" Die Verfassungen aller constitutionellen 
Staaten enthalten daher entweder in den 
Constitutionsurkunden selbst oder in speciellen 
Grundgesetzen die Feststellung derjenigen 
Pr�cipien, von welchen die Gesetzgebung 
und Verwaltung im Staate gegenüber der 
Freiheit des einzelnen Staatsbürgers geleitet 

'sein soll. 
. 

Wie nun solche Grundsätze der Gesetzgebung 
und Verwaltung einerseits von der staat­
lichen Zusammengehörigkeit und rechtlichen 
Gleichheit aller Staatsbürger auszugehen haben, 
so muß andererseits den Staatsbürgern und 
Volksstämmen die selbständige Bewegung und 
freie Entwicklung auf den Gebieten der 
materiellen Interessen," - das ist das Ge­
werbe - "der politischen und religiösen 
Überzeugung, des wissenschaftlichen und sitt­
lichen Culturfortschrittes vom Staate gewährt 
und für den staatlichen Schutz dieser Ent­
wicklung und die persönliche und sachliche 
Rechtssicherheit des Einzelnen gesorgt 
werden." 

Es wird weiter auf die oktroyierte Ver­
fassung von 1849 hingewiesen, indem gesagt 
wird, daß diese schon diese Grundsätze ent­
halten hätte und daß diese Grundsätze ge­
eignet sind, "die echte Freiheit durch das 
Gesetz zu sichern ce. 

Damit haben Sie noch einmal in dem 
Ausschußbericht auch das mit anderen Worten 
ausgesprochen, was im Art. 6 über die Er­
werbsfreiheit und damit anders ausgedrückt 
über die Gewerbefreiheit festgelegt ist. Es 
ist das auch in der Judikatur des Verfassungs­
gerichtshofes einmal klar zum Ausdruck ge­
kommen, wo in einem Erkenntnis, Samm­
lung 628, gesagt ist : "Durch das in Artikel 6, 
St�tsgrundgesetz, verfassungsmäßig gewähr­
leistete Recht der Gewerbefreiheit wurden 

an diesem GI:undsatz geändert hat, denn im 
§ 4  dieses Gesetzes wird gesagt, daß nach 
Ablauf einer sechswöchigen Frist, die zur 
Prüfung der Wettbewerbsverhältnisse gegeben 
ist, die Kon�ession nur mehr a.uf Grund der 
Vorschriften der Gewerbeordnung verweigert 
werden darf. Dieser Satz hat auch nur dann 
einen Sinn, wenn eben die Erteilung der 
Konzession nicht dem freien Ermessen, das 
heißt der freien Entschließung der Behörde 
vorbehalten ist. Nur dann hat er einen Sinn, 
wenn die Kon�ession zu erteilen "ist", falls 
die gesetzlichen Voraussetzungen, die eben 
im Gesetz oder in der Gewerbeordnung er­
schöpfend aufgezählt sind, erfüllt sind. 

Ich mußte deswegen einmal diese prinzipielle 
Feststellung treffen, nämlich, daß sowohl die • 
Gewerbeordnung als auch unsere Verfassung 
auf dem Boden der Gewerbefreiheit stehen, 
weil die Praxis dies oft ins Gegenteil verkehrt. 
Daran ist zum Teil wieder unsere Gesetzgebung 
schuld ; denn wenn man etwa, wie ich schon 
gesagt habe, im Gesetz bloß schreibt "Die 
Konzession darf nur erteilt werden, wenn . . .  " 
usw., so folgert daraus die Praxis, die die 
Zusammenhänge nicht überblickt, daß die 
Erteilung in ihrem , freien Ermessen liege. 
Oder, wenn man wie im Kraftfahrliniengesetz 
sogar so weit geht, zu sagen : "Die Konzession 
,k ann' erteilt werden, wenn . . .  ", und dann 
kommt der ganze Katalog der Bedingungen. 
Es ist ja geradezu sinnlos, wenn man es, 
obwohl alle Bedingungen erfüllt sind, dann 
noch dem Belieben der Behörde überläßt, 
die Konzession zu erteilen, sondern dann 
"i s t" sie zu erteilen. 

Das wollte ich zu diesem Gesetz grundsätz­
lich ausführen, weil es unsere Haltung zu 
all diesen Gesetzen bestimmt. Wenn Sie diese 
Entscheidung in das freie Ermessen der 
Behörde l�gen, so verstoßen Sie gegen ein 
Grundprinzip der Verfassung : die Erwerbs­
freiheit. (Bei/all beim KdU.) 

Bei der A b sti mmung wird der Ge8etz­
entwurf unter Ablehnung des Antrage8 Eben­
bickler in der Fassung de8 A uS8chußberichtes 
in zweiter  und d ritter Lesung zum Bes chluß 
erhoben. 

die . früheren Beschränkungen der Zulassung Der 3. Punkt der Tagesordnung ist der 
zu bestimmten Erwerbszweigen beseitigt und Bericht des Ausschusses für verstaatlichte 
alle Staatsbürger berechtigt, . jeden Erwerbs- Betriebe über die Regierun�svorlage (523 d� B.) :  
zweig auszuüben, soferne sie die vorge- Bundesgesetz, betreffend Änderung des Last­
schriebenen Bedingungen erfüllen." verteilungsgesetzes (Lastverteilungs-Novelle 

Damit ist eigentlich noch einmal klar das 1952) (530 d. B.). 

gesagt, was ich schon gesagt habe . . Ich Berichterstatter Horn: Hohes Haus ! Auf 
könnte Ihnen nachweisen, daß selbst das Grund de!" gegenwärtigen Rechtslage tritt 
so sehr aufhebungsbedürftige Gesetz über das Lastverteilungsgesetz 1949 in der Fassung 
außerordentliche gewerberechtliche Maß- des Bundesgesetzes vom 21 . September 1951,  
nah.men, also das Untersagungsgesetz, nichts BGBI. Nr. 227, am 30. April 1952 außer Kraft. 
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Die zur Verhandlung stehende Regierungs­
vorlage hat den Zweck, die Geltungsdauer des 
Gesetzes bis 30. Juni 1952 zu verlängern, um 
den Lastverteilungsorganen auch in jenen 
Monaten, in denen kein ausgesprochener 
Energiemangel herrscht, die gesetzliche Grund­
lage zu geben, dauernd den Verbrauch über­
wachen, die . Erzeugungsverhältnisse erheben 
und laufend Vorbereitungen für die Winter­
periode treffen zu können. 

Der Ausschuß für verstaatlichte Betriebe hat 
sich in seiner Sitzung vom 25. März 1952 in 
Anwesenheit des Bundesministers Ing. Wald­
brunner mit der genannten Regierungsvorlage 
befaßt. 

Wie der Berichterstatter einleitend aus­
führte, hat der Verfassungsgerichtshof in 
einem jüngst ergangenen Erkenntnis einige 
Bestimmungen des Lastverteilungsgesetzes auf­
gehoben. deren Wegfall jedoch die Erreichung 
der mit diesem Gesetz angestrebten wirt­
schaftlichen Zwecke nicht beeinträchtigt. Die 
vom Verfassungsgerichtshof als verfassungs­
widrig aufgehobened Bestimmungen des Last­
verteilungsgesetzes treten durch Kund­
machung der Aufhebung gemäß Artikel 140 
Abs. 3 des Bundes-Verfassungsgesetzes außer 
Kraft. 

Der Ausschuß für verstaatlichte Betriebe 
hat daher beschlossen, diese Kundmachung 
in die Zitierung der Lastverteilungs-Novelle 
1952 aufzunehmen, ansonsten aber dem 
Nationalrat die unveränderte Annahme der 
Regierungsvorlage zu empfehlen. 

Der Ausschuß für verstaatlichte Betriebe 
hat mich beauftragt, den An trag zu stellen, 
der Nationalrat wolle dein Gesetzentwurf 
(530 d. B.)  die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

Geschäftsordnungsmäßig stelle ich den An­
trag, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Der formale Antrag wird angenommen. 

Abg. Elser : Hohes Haus ! Die Abgeordneten 
des Linksblocks haben den mehrmaligen Ver­
längerungen des Lastverteilungsgesetzes ihre 
Zustimmung verweigert. Ich habe seinerzeit 
dem Hohen Haus die Gründe unserer Ab­
lehnung erklärt. Sie haben auch heute noch 
volle Geltung. Daher können wir auch diesmal 
dieser Verlängerung unsere Zustimmung nicht 
geben. 

Gegen eine Planung und Lenkung haben 
auch wir natürlich keine Einwendung, aber 
wir wollen Planung und Lenkung in erster 
Linie für die österreichische Volkswirtschaft 
und nicht im Interesse fremder Volkswirt­
schaften. Die erhöhten Stromexporte nach dem 
Westen gefährden die Stromversorgung der 
eigenen Wirtschaft. Die Exportpreise stehen 

in einer Diskrepanz zu den heimischen Strom­
preisen , die man nicht verantworten kann. 
Wir haben im allgemeinen fortgesetzte Er. 
höhungen der Strompreise und wahre Schleu­
derpreise gegenüber dem Ausland. Eine solche 
Strompreispolitik kann man nicht befür­
worten. 

Das Lastverteilungsgesetz enthält auch ver­
schiedene Vollmachten für den Bundeslast­
verteiler, vor allem die Blankovollmacht, daß 
er selbstherrlich die Mehrgebühren, die 80-
genannten Straf gebühren , und anderes mehr 
festsetzen kann. 

Ich vermerke hier nur am Rande die politi­
schen Einflüsse in der Elektrizitätswirtschaft. 
Der Ausbau unserer Wasserkräfte erfolgt 
in fast demonstrativer Weise im Westen. 
Der hochindustrielle östliche Teil UIlseres 
Landes wird absichtlich vernachlässigt. Unsere 
Wasserkräfte und ihre sicherlich gewaltigen 
Energiemengen in . erster Linie für unser 
Land und erst später einmal, wenn wir völlig 
genügend versorgt sind, für fremde Volks­
wirtschaften auszunützen, das ist Aufgabe 
einer vernünftigen nationalen Energiewirt­
schaft. 

Bei der A b8timmung wird der Ge8etz­
entwurf in der Fa88ung de8 AU88chu/Jberichte8 
in zweiter und dritter L88ung zum Be-
8chlup erhoben. 

Der 4. Punkt der Tagesordnung ist der 
Bericht des Immunitätsausschusses über das 
Auslieferungsbegehren des Bezirksgerichtes 
Linz gegen das Mitglied des' Nationalrates 
Dr. Ernst Koref (527 d. B.) .  

Berichterstatter _Probst: Hohes Haus ! Am 
10. März richteten sozialistische Gemeinderäte 
im Linzer Gemeinderat eine Anfrage an den 
Herrn Bürgermeister von Linz, das Mitglied 
das Hohen Hauses Nationalrat Dr. Koref. 
In dieser Anfrage wird zu wissen verlangt, 
ob es Geschäftsleute gibt, die ihrer Verpflich­
tung zur Zahlung der Gemeindesteuern nicht 
nachkommen. Der Herr Bürgermeister hat 
geantwortet, daß es solche Personen gäbe, 
und hat drei Personen genannt. Eine davon 
hat nunmehr beim Bezirksgericht Linz eine 
Klage auf Ehrenbeleidigung gegen den Herrn 
Bürgermeister Nationalrat Dr. Koref ein­
gebracht. Ein diesbezüglicher Antrag auf 
Auslieferung ist beim Präsidium des National­
rates eingelangt. 

Der Immunitätsausschuß hat sioh mit diesem 
Auslieferungs begehren besohäftigt und 1st zu 
der Ansicht gelangt, dieses Auslieferungs­
begehren abzulehnen. Der ImmUnitäts­
aussohuß hat festgestellt, daß er nicht be­
schließen kann, Personen den . Ehrensohutz 
gegenüber öffentliohen Funktionären, die ihre 
Pflicht tun, zu gewähren. 
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Im Namen des Immunitätsaus8chusses stelle 
ich daher den Antr ag, das Auslieferungs­
begehren abzulehnen. Ich bitte das Hohe Haus, 
diesen Antrag des Immunitätsausschusses an­
zunehmen. 

Abg. Ernst Fischer : Meine Damen und 
Herren ! Wir halten es für durchaus richtig, 
daß Abgeordnete für Äußerungen, die nicht 
privater, sondern politischer Natur sind, den 
vollen Schutz der Immunität genießen. Wir 
hätten daher diesem Antrag des Immunitäts­
ausschusses ohne weiteres unsere Zustimmung 
gegeben, wenn in der Begründung nicht dff 
Versuch ' unternommen würde,  von ' hinten­
herum die österreichische Verfassung zu durch-
brechen. ' 

lich und planmäßig dadurch zu vergiften, daß 
hier in die Begründung eine antisowjetische 
Provokation eingeschmuggelt wird. (Zwi8chen­
rufe.) Ich muß es auch hier Ihnen überlassen, 
zu beurteilen, ob Sie das für zweckmäßig 
halten. Es macht nur klar, welchen Weg 
Sie bei diesen Beratungen über den Staats­
vertrag zu beschreiten gedenken. 

Es ist auffallend, daß hier in einem Neben. 
satz in der Begründung eines Antrages des 
Immunitätsausschusses der erste Teil des 
Programms verwirklicht werden soll, das 
der amerikanische Berichterstatter Mac Corinac 
nach einer langen Unterredung mit Außen� 
minister Dr. Gruber der amerikanischen 
Öffentlichkeit bekanntgegeben hat. Hier soll 
durch das Parlament - ich wiederhole, 
von hintenherum - der von Amerika ge­
forderte Boykott der USIA-Betriebe deklariert 

In der Begründung dieses Antrages heißt es, 
daß einer Gruppe von Staatsbürgern, jenen, 
die mit der USIA geschäftliche ' Verbindungen 
unterhalten, der Ehrenschutz zu verweigern w:erden. Wenn man nun den V�rsuch unter-
sei. Das, meine Damen und Herren, ist. mm�t, so schnell den ersten Tell .?es damals 
ein Bruch des Grundsatzes der Gleichheit entwlC�elten Programms durchzufüP�·en, . muß 
der Rechte aller Staatsbürge� vor dem Gesetz, man dIe Vermutung haben, daß �s Ill1t dIesem 
das ist ein eklatanter Bruch der österreichischen ganzen �og�,

amm, ?as damals In der "N ew 
Verfassung, der hier sehr feig und sehr hinter- York. TI�es ent�ckelt wurde, s�hr ernst 
hältig in einen Satz einer Begründung eines ge��mt Ist, daß �r recht hatten. mIt unse�ell 
Antrags des Immunitätsausschusses eill- Befurchtungen, 

.
hIer han�le es . sI�h um eme 

ges h lt wird Marschroute, dIe der osterrewhischen Re-c �ugge
,

' 
I 

. gierung gegeben wird. (Abg. Frühwirth:  
Me�ne Damen und Herren :. Wenn , WIr uns I eh würde mich einer 80lchen Yerteidigung8rede 

. auf Jenen Weg begeben wurden, daß das für 8teuerkinterzieher 8ekämen ! - Weitere 
Parlament erklärt, heute dieser Gruppe von ZwiBchenrule.) 
Staatsbürgern den Ehrenschutz abzuerkennen, . ' " ' " 
das heißt, die Gleichheit vor dem Gesetz Ich Wlede:hole : \VIr hatten �n SICh �ur den 
für eine Gruppe von Staatsbürgern aufzu- A.ntrag .gestImmt. Da �ber d�e .Begrundung 
heb n da war" da'mI't b hba M" _ dIeses Antrages der osterrelChlschen Ver-e ,  nn e una se ren og f "d ' h d ' d' lichkeiten Tür und Tor geöffnet. Dann könnte assung � ersprlC t, wer en WIr gegen lesen 
es jemandem einfallen, zu erklären, daß man Antrag stImmen. 
Arbeiter, die gestreikt haben, jenseits des Abg. Aigner :  Hohes Haus ! Es ist nicht das 
Gesetzes stellt und ihnen den Ehrenschutz erste Mal, daß der Herr Abg. Fischer von dieser 
verweigert, und übermorgen könnte man das Stelle aus eine Politik zu vertreten hat, die 
gegen eine andere Gruppe anwenden. Es ist gegen die Interessen des österreichischen Volkes 
durchaus nichts dagegen einzuwenden, daß in seiner Gesamtheit, aber auch gegen die 
je nach Anschauung politische Kämpfe ge- Interessen des österreichischen Staates steht. 
führt werden, aber ich warne hier eindringlich (Abg. E. Fi8cher:  Für die österreichiBche 
davor, den Weg zu beschreiten, der hier Verlas8ung !) Ob dem Herrn Abg. Fischer 
beschritten wird und der, wie Ihnen jeder ' bei dieser Auftragserfüllung immer sehr wohl 
Verfassungsjurist bestätigen wird, in vollem zumute ist, das zu beurteilen bin ich nicht 
Widerspruch zu der österreichischen Ver- in der Lage. Ich habe einmal schon die Ehrc 
:fassung ' steht und die Aufhebung eines der gehabt, gegen den Herrn Abg. Fischer zu 
Grundrechte des österreiohischen Staatsbürgers polemisieren, als es darum ging, das Recht 
bedeutet. Ich weiß nicht, ob Ihnen der der Freizügigkeit eines Mitgliedes des Hohen 
Anlaß so viel wert ist, einen solchen Weg Hauses hier zu vertreten. Wir haben heute 
zu beschreiten und auf diese Weise die öster- keinen ähnlichen Fall, aber wir haben es 
reichische Verfassung faktisch aufzuheben. heute mit einem Fragenkomplex zu tun, der 
Das kann unabsehbare Konsequenzen habyn. unmittelbar mit jenen Fragen zusammen-

Ich möchte noch hinzufügen - ich muß h�ngt, d�e im Aufgabenkreis des· Herrn Abg. 
auch das Ihnen überlassen ---,., daß es vielleicht FIscher hegen. 
nicht sehr glücklich ist, aber Absichten verrät, Der Herr Abg. Fischer hat hier versucht, 
gerade in dem Augenblick vor einer Diskussion einen Antrag des Immunitätsausschusses als 
über den Staatsvertrag die Atmosphäre künst- einen Bruch von Grundrechten des österreichi-
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sehen Volkes darzustellen. Was sagt in Wirklich- Der Bürgermeister hat· dort er klärt : Die 
keit der Antrag des Immunitätsausschusses 1 Tätigkeit der USIA-Läden in Österreich ist 
Der Immunitätsausschuß hat beschlQssen, dem nur möglich, weil die Bevölkerung in diesen 
Begehren eines Bezirksgerichtes nicht statt- Läden kauft. Und er hat weiter hinzugefügt : 
zugeben, weil der Immunitätsausschuß der. Ihre Tätigkeit ist nur möglich, weil Geschäfte­
Meinung ist, daß der Abg. Dr. Koref in macher in . Österreich den USIA-Läden und 
Wahrung sciner Pflichten als Bürgermeister den USIA-Betrieben durch die Verpachtung 
der Landeshauptstadt Linz gehandelt und von Geschäftslokalen überhaupt erst die 
in Wahrung dieser Pflichten Bewohner der Möglichkeit zur Entfaltung ihrer Geschäfte 
Stadt Linz der Öffentlichkeit preisgegeben geben. 
hat, die sich gegen die wirtschaftlichen Gesamt- Wenn die USIA-Betriebe und die Verkaufs­
interessen Österreichs vergangen haben. Der stellen der USIA die Steuerleistung ·nicht 
Immunitätsausschuß fügt diesem seinem An- nur dem Bund, sondern auch den Gemeinden 
trag bei, er sei der Meinung und vertrete die verweigern, dann muß sich ein Bürgermeister 
Auffassung, daß Menschen, die in Österreich gegen diese Steuerverweigerung wehren, denn 
leben, die den Schutz des österreichischen letzten Endes ist die Gewerbesteuer das 
Staates in Anspruch nehmen, die hier ihre Rückgrat der Gemeindefinanzen. Was wir 
wirtschaftliche Existenz finden und die sich von dem kleinsten Gewerbetreibenden mit 
gegen die Existenz dieses Staates wenden, Recht verlangen, daß er für den Schutz , 
gegen Beschuldigungen, die von öffentlichen für die Hilfe der Gemeinde, die er in Anspruch 
Funktionären erhoben werden, nicht jener nimmt und die ihm gewährt wird, seinen 
Schutz gegeben werden kann, der allen übrigen Beitrag leistet, das kann und muß mit dem 
Staatsbürgern zusteht. (Abg. Scharf : Das gleichen Recht auch von jenen gefordert 
ist ein Ausnahmegesetz ! :--: Abg. Ing. Raab : werden, die in diesem Lande auf .Grund 
Sie 8tellen sich ja auch außerhalb des Gesetzes ! - gegebener und bestehender Machtverhältnisse 
Abg. Kople nig:  Wir werden Ihre Steuer- ihre Geschäftsläden errichten. 
hintet'zieher au/zeigen ! Ein Drittel der Volks- Da wir keine Machtmittel haben, die USIA­
partei ! - Präsident Böhm gibt da8 Glocken- Betriebe zur Zahlung von Steuerleistungen 
zeichen.) zu zwingen, bleibt doch kein anderes Mittel, 

Wir haben es in der Frage der Auslieferung 8JS sich an die Öffentlichkeit zu wenden und 
des Abg. Dr. Koref praktisch mit einer Er- der Öffentlichkeit zu sagen : Wenn du in 
scheinung zu tun, die dieses Hohe Haus schon diesen Läden kaufst, schädigst du nicht nur 
wiederholt beschäftigt hat. Man müßte eigent- die österreichische Wirtschaft, sondern 
lieh von den Mitgliedern der österreichischen schädigst du letzten Endes dich selbst I Die 
Gesetzgebung erwarten, daß sie sich alle, Gemeinde und ihre Dienststellen haben fest­
ohne Ausnahme, auf den Boden jener Er- gestellt, daß die in Urfahr befindlichen USIA­
klärung stellen, die die österreichische Re- Verkaufsläden weder Steuern bezahlen noch 

. gierung Ende Februar in der Frage des Abgaben leisten ; sie haben aber kein Mittel, 
Deutschen Eigentums und in der Frage der sie zu dieser Steuerleistung zu zwingen. 
Forderungen des sowjetischen Elements aus Schauen wir uns einmal den Personenkreis 
.dem Titel dieses Eigentums abgegeben hat. an, um den es sich handelt ! Da ist der Fleisch­
Jene Enunziation der österreichischen Re- hauer Franz Maretka : Er verpachtet einen 
gierung müßte für jeden Staatsbürger in ihm gehörigen Laden in Urfahr, Ottensheimer 
diesem Lande die Grundlage für sein Verhalten Straße 20, an das Ehepaar Franz und Cäcilia 
.in aH diesen Fragen sein. Mayerhofer. Soweit aHes in Ordnung ; aber 

Was ist in Wirklichkeit geschehen ? Im dann beginnt der geheimnisvolle Kreislauf. 
Linzer Gemeinderat hat die sozialistische Die Familie Mayerhofer verpachtet den 
Fraktion eine Anfrage an den Bürgermeister, Laden, weil er schlecht geht und nicht genügend 
der Mitglied des Hohen Hauses ist, an meinen Gewinn abwirft, an irgendeinen Subpächter ; 
Parteifreund Dr. Koref, gerichtet, in welcher dieser Subpächter gibt ihn wieder weiter 
die sozialistische Fraktion den Bürgermeister an eine Firma Schön, und hinter der Firma 
der Stadt Linz fragt, ob es richtig und wahr Schön steht auf einmal die USIA. (Zwischen­
ist, daß die im Stadtgebiet Urfahr errichteten rufe.) 
und bestehenden USIA-Läden der Gemeinde Was ist geschehen 1 Der Herr Bürgermeister 
die Abgabe von Steuern und Gemeinde- von Linz hat diesen Tatbestand in einer 
gebühren verweigern. Daß der Bürgermeister Sitzung des Linzer Gemeinderates dargestellt. 
einer Stadt wie Linz in Wahrung der Interessen Herr Maretka hat darauf geantwortet und 
dieser Gemeinde eine solche an ihn gestellte hat dem Herrn Bürg'ermeister mitgeteilt, 
Anfrage mit aller Offenheit beantwortet, war daß er von der Verpachtung an einen weiteren 
meinem Erachten nach eine Selbstverständlich- Subpächter nichts gewußt habe. Herr Mal'etka 
keit. Und was hat der Bürgermeister gesagt ? hat dem Herrn Bürgermeister der . Stadt 
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Linz erklärt, er werde auf Grund des ihm 
nun vorliegenden Tatbestandes den Pacht­
vertrag kündigen, weil dieser seiner Meinung 
nach nicht mehr zu Recht besteht. (Zwischen­
rufe beim Linksblock. - Lebhafte Gegenrufe 
bei den $ozialisten. - 4bg. K oplenig : Das 
wird euch noch teuer zu stehen kommen ! -
Präsident Bi:!hm gibt das Glockenzeichen.) 

Und da ist nun der zweite, der Herr Wojnar, 
der den Herrn Bürgermeister von Linz wegen 
Ehrenbeleidigung geklagt hat. Herr W ojnar 
ist Besitzer eines Süßwarengeschäftes in Ur­
fahr, auf der Linken Brückenstraße. Auch er 
hat dieses Geschäft verpachtet. (Anhaltende 
Zwischenrufe. ) 

Präsident Böhm (das Glock.enzeichen gebend) : 
Bitte um Ruhe, meine Herren ! Der, Redner 
kann sich nicht verständlich machen. 

Abg. Aigner (fortsetzend) : Er hat sein 
Geschäft verpachtet, und hinter dem Pächter 
steht wieder die USIA. Aber was tut der 
Herr Wojnar 1 Auf Grund der in offener 
Gemeinderatssitzung vorgebrachten Äuße­
rungen des Bürgermeisters klagt er diesen 
Bürgermeister. Und wer ist er 1 In dieser 
Woche, am 25. l\färz, war vor dem Schöffen­
gericht in Linz eine Verhandlung, wo sich 
der Kläger, der sich durch die Äußerungen 
des Bürgermeisters der Stadt Linz in seiner 
Ehre gekränkt fühlte, als Angeklagter wegen 
Betruges und wegen falscher Zeugenaussage 
zu verantworten hatte ! (Zwischenrufe bei S p() 
und (JV P.) Das sind die Geschäftspartner, 
die der Herr Abg. Fischer hier zu verteidigen 
wagt ! ( Ruf bei den Sozialisten : Was sagt 
der Fischer jetzt dazu ? - Abg. Horn: Das 
sind eure Freunde !) 

Und nun muß man sich doch fragen : 
Warum denn diese vielen Umwege 1 Warum 
mietet, warum pachtet denn die USIA nicht 
unmittelbar ein Geschäftslokal, so wie es 
jeder · andere Gewerbetreibende und jeder 
andere Geschäftsmann in Österreich tut � 
Sie macht immer diese weiten Umwege über 
Pächter und Subpächter , um dann irgendwo 
und irgend wann selber in ' Erscheinung zu 
treten. 

Um was es hier geht, Herr Abg. Fischer, 
ist die Wahrung des Rechtes des österreichi. 
schen Staates, Steuern vorzuschreiben und 
auch Steuern einzuheben, ein Recht, das 
meiner Meinung na.ch 7fU den souveränen 
Rechten eines Staates gehört. In der Wahrung 
dieses Rechtes der Steuerhoheit verteidigt 
das Abgeordnetenhaus gleichzeitig ein Stück 
Souveränität Österreichs I (Zustimmung bei 
SP(J und ()VP.) Wenn wir der Gesamt­
bevölkerung Steuern auflasten müssen, so 
müssen diese Steuern auch von allen getragen 
und ' die Steuerleistungen von allen erbracht 

werden. Das, was man heute keinem Kolonial­
volk mehr aufzuzwingen in der Lage ist, 
das vermeint man dem österreichischen Volk 
aufzwingen zu können, indem man hier un­
gleiches Recht schafft. Mit der Schaffung 
und Setzung ungleichen Rechtes schmälert 
man aber nicht nur die Wirtschaft dieses 
Staates, sondern den Staat selber in seinen 
Souveränitätsrechten ! ( Lebhafter Beifall, bei 
den Sozialisten.) 

Präsident Böhm: Mir ist mitgeteilt worden, 
daß der Herr Abg. Koplenig den Herrn 
Abg. Geisslinger durch einen Zwischenruf 
beleidigt hat. (Abg. Koplenig: Und der 
Zwischenruf Geisslinger ?) Nach dieser Mit· 
teilung soll er gesagt haben : "Schweige, 
Lump !" (Abg. Koplenig:  Wer einen Ab­
geordneten beschimpft, ohne zu beweisen, ist 
ein Lump ! - Abg. Slavik: Stimmt ! Bist du !) 
Ich rufe den Herrn Abg. Koplenig zur Ord­
nung ! (Abg. Koplenig:  Wer einen Ab­
geordneten einen Konfidenten nennt und das 
nicht beweist, ist und bleibt ein Lump ---..:.. trotz 
Ordnungsruf! - Weitere heftige Zwischenrufe.) 
Ich bitte die Herren, ' sich zu mäßigen. 

Als nächster Redner gelangt zum Wort 
der Herr Abg. Honner. (Abg. Geisslinger:  
Advocatu8 diaboli !) 

Abg. Honner: Sehr verehrte Damen und 
Herren I Man ist es von der Regierungs­
koalition schon gewöhnt, daß sie keine Ge­
legenheit vorübergehen läßt, um ihren Ge· 
fühlen des Hasses und der Feindschaft gegen­
über der Sowjetunion Ausdruck zu verleihen. 
(Wider8pruch. - Abg. Horn: Kein Mensch 
hat davon gesprochen !) Jede Gelegenheit, auch 
die nichtigste Gelegenheit wird gern ergriffen, 
um die Sowjetunion zu begeüern und zu 
bespucken, um sich dem amerikanischen Brot­
geber gegenüber die Sporen zu verdienen. 
( Ruf : Ist die U SI A die Sowjetunion 1) 

Mein Kollege Abg. Fischer hat schon 
darauf hingewiesen, daß es heute mit diesem 
Antrag des Immunitätsausschusses zum 
erstenmal der Fall ist, daß die' Regierungs­
koalition in ihrem ' Bestreben, deutlich ihrer 
Feindschaft und ihrem Haß gegenüber der 
Sozialistischen Sowjetunion (Abg. Frühwirt h :  
DM ist eine Lüge !) Ausdruck zu' verleihen, 
auch vor dem Mittel des Verfassungsbruches 
nicht zurückschreckt. (Abg. Frühwirth:  Sie 
Lügner ! - Ankaltende Zwischenrufe.) Sie 
begeben sich, wie mein Kollege Fischer schon 
ausgeführt hat, auf einen sehr gefährlichen 
Weg, und wir wünschen Ihnen nicht, daß 
diese Methode sich eines Tages gegen Sie 
selber auswirke. (Ruf : Nichts als Drohungen !) 
Es wurde schon in einem Zwischenruf von 
unserer Seite gesagt, daß die Rechtsnormen, 
die Sie entgegen den klaren Be,stimmungen 

85. Sitzung NR VI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)20 von 28

www.parlament.gv.at



85. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich - VI. GP. - 27. März 1952 3245 

unserer Verfassung aufzustellen beabsichtigen, 
sich eines Tages sehr wohl gegen die Urheber, 
also gegen Sie selbst wenden können ! 

Wenn · Sie aber, meine Herrschaften von der 
Regierungskoalition, so sehr auf die Ab­
erkennung des Ehrenschutzes der mit den 
u USIA-Steuerhinterziehern" in Geschäfts­
verbindung stehenden Leute bedacht sind, 
dann möchte ich zunächst Ihnen von der 
Volkspartei den Rat geben, einigen Herren 
Ihrer Gefolgschaft ins Gewissen zu reden. 
Wir haben nämlich festgestellt, daß eine 
ganze Reihe prominenter Funktionäre Ihrer 
Partei mit den "USIA-Steuerhinterziehern" 
sehr gute Ge�chäfte betreibt, und zwar nicht 
erst seit gestern, sondern viele Jahre hindurch. 

Es tut mir leid, · daß einer von diesen, 
der Herr Nationalrat Eichinger, nicht anwesend 
ist, damit er dem Hohen · Haus persönlich 
über seine geschäftlichen Be�ehungen mit 
den USIA-Steuerhinterziehern Aufschluß geben 
könnte. Ich kann nämlich dem Hohen Haus 
mItteilen, daß der Herr Nationalrat Eichinger 
einer der Großpächter der . von der USIA 
verwalteten Güter ist und daß der Herr 
Nationalrat Eichinger auch vom Staat aus­
giebig subventioniert worden ist, um diesen 
Boden be�rtschaften zu können. (Ruf bei 
der (J V P :  Das ist ein kleiner Bauer !) 

Aber ich kann Ihnen eine ganze Liste von 
solchen Großpächtern . nennen, die durchwegs 
Ihre Anhänger, Funktionäre Ihrer Partei 
sind : zum Beispiel den Dworak, den Siegmund, 
den Kellner, den Rupp und viele andere mehr. 

Vor kurzem hat in Stronsdorf eine Bauern­
versammlung stattgefunden, · in welcher an 
einen Abgeordneten Ihrer Partei, an den 
Nationalrat Seidl, von einem Bauern die 
Frage gestellt wurde : Warum soll denn dem 
Kleinen verboten sein, was der Genossenschaft 
erlaubt ist � So hat . zum Beispiel die Lager­
hausgenossenschaft in Laa an der Thaya von 
der USIA-Forstverwaltung Ernstbrunn eine 
ganze Menge Holz zu einem sehr hilligen 
Preis bezogen, zum Preise von 80 S pro Meter, 
und dieses Holz · dann mit Riesengewinn 
weiterverkauft. (Abg. Sei d l :  Lüge ! Lüge ! 
Das stimmt nicht ! - Weitere Zwischenrufe.) 
Herr Nationalrat Seidl ! Ja, an Sie wurde 
die Frage gerichtet I Ich weiß schon und die 
Praxis zeigt es immer wieder, daß alles, was 
von uns behauptet wird, immer als Lüge 
hingestellt wird. Immer wenn es sich um 
Ihre Leute handelt, wenn Sie sich um un­
a.ngenehme Dinge drücken wollen, dann haben 
Sie eine einfache Methode zur Hand : einfach 
alles als Lüge hinzustellen. Wir werden Ihnen 
aber noch Beweise liefern, aus denen Ihre ganze 
Hinterhältigkeit und Doppelzüngigkeit hervor­
gebt ! 

Dort, wo es sich um Kleinbauern handelt, 
die sich raufen müssen, um ein Stück Boden 
zu bekommen, da flehen Sie die Verdammnis 
des Himmels herunter auf diese kleinen Leute. 
Aber für Sie, für die Großbauern , für die 
Kulaken in Ihrer Partei, ist das nicht ver­
boten ; die können hunderte Hektar Boden 
von der USIA an sich ziehen, sie können 
Geschäfte mit den sogenannten "USIA-Steuer­
hinterziehern " tätigen, die in die vielen 
zehntausende, ja sogar hunderttausende 
Schilling gehen r Das ist erlaubt, da finden Sie 
kein Wort der Kritik gegenüber solchen Ele­
menten. 

Sie reden immer wieder von den "Steuer­
hinterziehern bei der USIA". Wir sind auch 
dagegen, daß man Steuern schuldig bleibt. 
Wir sind auch dagegen, daß die USIA;.Betriebe 
die Steuern schuldig bleiben, die sie nach den 
österreichischen Bestimmungen verp:ßichtet 
wären abzuliefern, ausgenommen die Körper­
schaftsteuer und einige andere Steuern, mit 
denen es eine besondere Bewandtnis hat. 
(Abg. Dr. P ittermann: Sie BoUen den Ge­
meinden die Getränke8teuer zahlen !) Aber es 
ist nicht so, wie Sie immer wieder behaupten, 
daß die USIA überhaupt keine Steuern 
bezahlt. Sie hat manchmal Steuerrückstände, 
aber bei weitem nicht solche Rückstände 
wie tausende Anhänger Ihrer Partei, die a.uch 
die Steuern schuldig bleiben und nicht be­
zahlen l 

Es wurde im Finanzausschuß des öfteren, 
in der letzten Zeit wieder, an den Finanz minister 
die Forderung gerichtet, er möge doch einmal 
der österreichischen Ötfentlich�eit eine Liste 
der Steuerhinterzieher bekanntgeben, und zwar 
nicht nur der USIA-Steuerhinterzieher, son­
dern auch der österreichischen kapitalistischen 
Steuerhinterzieher ; denn wir haben erst voriges 
Jahr bei den Budgetberatungen wiederum 
gehört, daß die Steuerrückstände österreichi­
scher Steuerträger an die 2 Milliarden Schilling 
ausmachen, und wir haben bei dieser Gelegen­
heit erfahren, daß im Laufe weniger Jahre 
österreichisches Kapital in der Höhe von 
mehr als 8 Millionen Schilling auf dem Wege 
über die Expo-rteure ins Ausland verschoben 
worden ist. Darüber zu reden finden Sie nicht 
den Mut und auch nicht die Notwendigkeit. 
Sie reden immer nur über die USIA, weil 
dies in Ihr allgemeines politisches Konzept 
hineinpaßt und weil Sie es eine Woche, bevor 
wir uns mit der außenpolitischen Lage in 
diesem Haus beschäftigen werden, für not­
wendig halten, der Russenhetze einen neuen 
Auftrieb zu geben. Aber indem Sie dies heute 
schon tun, entlarven Sie auch Ihre wirklichen 
anderen Absicht.en, die mit dem sogenannten 
Skelettvertrag für Österreich von Ihnen gehegt 
werden. 
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Sie reden auch oft von den Kapitalverschie­
bungen der USIA. Ich habe heute im "Kleinen 
Volksblatt" auf der Seite, wo man unter 
ganz unscheinbaren ' Titeln oft die wichtigsten 
wirtschaftlichen Eingeständnisse findet, 
erfahren, daß z. B. die Erdöl-Raffinerie in 
Oberösterreich an Algerien verkauft worden 
ist. Darüber spricht man nicht I Wenn 
Kapital- und Materialveräußerungen von 
seiten der Regierungskoalition ins Ausland 
erfolgen, dann schweigt man darüber ! Man 
hat in diesem ' Hause � ausgenommen vom 
Linksblock -- auch nie ein "\\"T ort des Protestes 
gegen die Verschiebung zum Beispiel unseres 
wertvollen Radentheiner Magnesits an das 
amerikanische Kapital gehört. 'Ober den Aus­
verkauf an das ausländische Kapital, der in 
Österreich ständig vor sich geht, dagegen 
erhebt sich von Ihrer Seite keine Stimme des 
Protestes ; kein Wort des Protestes wird dage­
gen laut. Es wäre sehr interessant ( Abg. 
Prinke : Einmal über Zistersdorf zu reden !), 
dem Parlament einmal Aufschluß oder einen 
Vorbericht über die gegenwärtig bereits ge­
führten Verhandlungen über die Rückgabe 
des Deutschen Eigentums an die deutschen 
Kapitalisten oder über die bereits geführten 
Verhandlungen über die Anerkennung der 
österreichischen Vorkriegsschuld und ihre 
Rückzahlung zu geben, oder aber darüber, 
welche Vorschläge die Regierung dem Parla­
ment darüber zu machen hat, wie die Ent­
schädigung der Besitzer jetzt verstaatlichter 
Betriebe vor sich gehen soll. Darüber wird 
allerhand geredet. Man erfährt von mehr 
oder weniger eingeweihten Kreisen verschie­
denes, aber darüber einmal hier im Parlament 
Aufschluß zu geben und den Abgeordneten 
die Möglichkeit zu geben, zu den Plänen der 
Regierung Stellung zu nehmen, das geschieht 
nicht. (Abg. Dr. Pittermann.: Näckste Woche I) 
Das geschieht höchstens in einem Koalitions­
stüberl, das ' nach außenhin abgedichtet . ist, 
sodaß man ja nicht erfahren kann, was dort 
ausgepackelt wird. (AbU. Dr. Pitte rmann: 
Nächste Woche I) Ja, ja,  wir sind gerne bereit, 
in der nächsten Woche mit Ihnen gründlich 
Abrechnung zu halten (ironische Heiterkeit 
bei den Regierungsparteien), über Ihre ganze 
Wirtschafts-, Innen- und Außenpolitik, be­
sonders über Ihre außenpolitischen Konzep­
tionen, eine Politik, die uns bis heute schon 
unerhörten Sohaden zugefügt hat und dje bei 
einer weiteren Verfolgung -'- und es ist natürlich 
anzunehmen, solange diese Regierung an deI' 
Macht ist, wird diese . Politik weitergeführt 
werden - Österreich zum Verderben gereichen 
und in die Katastrophe hineintreiben wiI:d. 

Auch dafür werden Sie, meine Herren von 
der Regierungskoalition, eines Tages dem 
österreichischen Volk: Rede und Antwort 

stehen müssen. (Zwischenrufe.) Eines Tages 
werden Sie auoh zur Verantwortung gezogen 
werden für all das, was Sie die ganzen Jahre 
hindurch gemacht haben. (Erneute Zwischen-. 
rufe . - Abg. Geisslinger :  Nur nicht prophe­
zeien I) Es ist Ihnen, '  meine Herren von der 
Regierungskoalition, ja kein Mittel zu schäbig 
und zu niederträchtig, wenn es nur für die 
Russenhetze ausgenützt werden kann. (An­
haltende erregte Zwischenrufe. - Abg. Früh­
wir t h : Das ist ia lächerlich I) 

Und hier komme ich zum zweiten Koalitions­
partner, zur SPÖ. Die SPÖ hat ein Ereignis, 
das in Erdölgebieten auf der ganzen Welt 
immer wieder vorkommt, nämlich den Gas­
ausbruch in Zwerndorf, auch zum Anlaß einer 
schäbigen USIA- und Russenhetze genommen, 
als ob es sich dabei um ein Ereignis handeln 
würde, das nur im Bereich · der USIA-Erdöl­
verwaltung vorkommen kann. (Zwischenrufe 
bei der SptJ.) Oder aber diese schäbige Agi­
tation mit dem USIA-Pudding, . den die 
"Arbeiter-Zeitung" breitgetreten hat (Heiter­
keit), ohne erst abzuwarten, wie es sich damit 
verhält. So hetzen Sie in der schäbigsten und 
niederträchtigsten Weise. (Erneute Zwischen-' 
rufe.) 

Meine Herren von der SPÖ f .  Ihnen ist 
wirklich kein Mittel 7jU schlecht (Ruf bei der 
8P(J : Nicht einmal ein USIA-Pudding ! -
Heiterkeit), um es nicht in gehässigster, 
niederträchtigster, lügnerischester und ver­
leumderischester Art gegen die Sozialistische 
Sowjetunion auszunützen. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Pittermann.) Man hört aus 
Ihrem Munde nie ein Wort des Protestes 
gegen das, was sich in den westlichen 
Besatzungszonen tagtäglich vollzieht, kein 
Wort des Protestes dagegen, daß die west­
lichen Besatzungsmächte das Deutsche Eigen­
tum bereits für sich reklamiert haben (Zwischen­
ruf des Abg. Dr. Pittermann), kein Wort 
des Protestes aus dem Munde irgendeines 
Abgeordneten Ihrer Partei oder eines Mit­
gliedes der Regierung. (Heftige Zwischenrufe. 7""" 
Präsident Böhm gibt das Glockenzeichen.) 

Herr Abg. Pittermann ! Sie bringen mich 
dazu, daß ich Ihnen wiederhole, was ich in 
der letzten- Sitzung des Nationalrates gesagt 
habe : daß es ein Glück für Österreich ist, 
daß die gegenwärtige Regierung - (Abg. 
Dr. Pittermann : Das müssen Sie jetzt aus­
bessern. !) Kein . Wort ! Schauen Sie· nach im 
Protokoll, schauen Sie sich' das stenographische 
Protokoll an l .-, daß die gegenwärtige Re­
gierung kein Verfügungsrecht über das 
Zistersdorfer Erdöl hat (lebhafte Zwischen­
rufe) , denn sonst wäre es - obwohl in unserem 
Boden '-""C mitsamt den Einrichtungen schon 
längst an das amerikanische Erdöl ver· 
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schachert worden, wie Sie auch dabei sind, 
systematisch unsere wichtigsten Betriebe an 
das amerikanische, an das westliche Kapital 
auszuliefern und zu verschachern. (Lebhafte 
Zwischenrufe.) Wie qualifizieren Sie, meine 
Herren, ein solches Verhalten ? 

Präsident Böhm (das Glockenzeichen gebend) : 
Meine Herren, ich bitte um Ruhe I 

. Abg. Honner (fortsetzend) : Vielleicht, Herr 
Präsident, erteilen Sie auch dem Herrn 
Abg. Koref eine Zurechtweisung oder einen 
Ordnungsruf. (Abg. Dr. Koref : Nennen Sie 
die Betriebe !) Man sollte von Ihnen . . . (Er­
neute Zwischenrufe.) Sie rühmen sich ja, 
Herr Abg. Koref, bei jeder Gelegenheit Ihrer 
guten Kinderstube, aber wahrlich, man kann 
nichts davon bemerken. Darüber sprechen 
Sie nicht. (Anhaltende Zwischenrufe. - Abg. 
W e i k h a r t :  Die Betriebe nennen ! - Abg. Dr. 
Koref:  Nennen Sie die Betriebe !) 

Ich habe schon gesagt : Bei den Raden­
theiner Magnesitwerken. In den Steyr-Werken 
können Sie auf den meisten Maschinen noch 
die Tafel sehen : "Diese Maschine ist Eigentum 
der amerikanischen Streitkräfte in Österreich" . 
Und so verhält es sich in vielen anderen 
Fällen. 

Ich möchte Ihnen, meine Herren von der 
Regierungskoalition, nur noch einmal ein­
dringlich sagen : Wenn Sie glauben, durch 
diese infamen Methoden, durch die Methode 
d�r ständigen systematischen Hetze gegen 
dIe �ussen und . Kommunisten (Abg. G e i s s­
E i  n g e r :  Die macht doch ihr!) uns einschüchtern 
z� können, dann irren Sie sich, meine Herren ! 
(Lebhafte Zwischenrufe.) Dann irren Sie sich 
gewaltig. Wir werden in Zukunft keine 

- Gelegenheit mehr vorübergehen lassen, ohne 
Ihre Politik des Ausverkaufes an das westliche 
Kapital (Abg. Dr. Reima n n :  Sie hetzen 
gegen Osterreich ! ) , Ihre Politik des Volks­
verrates, den sie am österreichischen Volk 
begehen, immer wieder anzuprangern ; und 
der wird wieder deutlich werden bei der 
nächsten außenpolitischen Debatte um Ihren 
sogenannten Skelettvei-trag. (Ruf bei der SpO : 
95 Prozent der österreich ischen Bevölkerung 
gegen 5 . Prozent!) 

Wir warnen Sie nur, · meine Herrschaften 
von der Regierungskoalition, den Weg des 
offenen Verfassungsbruches zu beschreiten, so 
wie Sie es heute in hinterhältiger Weise mit 
diesem Antrag des Immunitätsausschusses 
versucht haben. Wir warnen Sie überhaupt 
vor der Weiterführung der Politik der Re­
gierungskoalition, weil das Ergebnis dieser 
Politik nur die Katastrophe für Österreich 
sem. k,ann. (Abg. Dr. P itterma n n :  Honner 
nooh in USIA-Be8itz ! - Heiterkeit. - Abg. 

G e i8 8l-inger:  Hat der ein Glück, daß er in keiner 
V olk8demokratie ist!) 

Abg. Seidl : Hohes Haus I Gestatten Sie mir, 
daß ich auf die Worte des Herrn Abg. Honner, 
der meinen Namen genannt hat, einiges 
erwidere und dazu einige Feststellungen mache. 

Ich bin der Obmann des Lagerhauses Laa 
an der Thaya, und an mich, so stelle ich erstens 
fest, ist keine Anfrage seitens der Versamm­
IUllgsteilnehmer gestellt worden. (Abg. H o n­
ne r : In der Versammlung in Stronadorf !) 
Herr Abg. Honner l Sie waren nicht dort, ich 
war dort. (Erneuter Zwischenruf des Abg. 
H onner.) Jawohl, ich war alll Sonntag dort. 

Zweitens stelle ich fest, daß das Holz, das 
die Lagerhausgenossenschaft Laa an der Thaya 
aus den Ernstbrunner Waldungen gekauft 
und an die Bauern weitergegeben hat, öster­
reichisches Holz ist. Wenn wir es nicht 
gekauft hätten, wäre dieses Holz außer La.ndes 
gegangen. Diese Feststellung möchte ich hier 
machen. 

Weiters, Herr Abg. Honner, haben wir das 
Holz nicht um 84 S, sondern um 184 S gekauft 
und um 200 S weitergegeben. So sind die 
Dinge I Sonst will ich gar nichts fest.stellen. 
(Lebhafte Rufe bei der OV P.) 

Ich möchte weiters hier sagen, daß uns die 
Bauern deshalb dankbar waren, weil wir 
ihnen dieses Holz erhalten haben (Zwi8chen­
rufe beim Linksblock) . gegen Ihren Willen ; 
denn Sie wollen Österreich berauben und 
dieses

' Holz außer Landes bringen. Sie treten 
dafür ein. 

Das sind meine kurzen Feststellungen zu 
den Behauptungen des H'm'n Abg. Honner. 
(Lebhafter Beifall bei der O VP. - Andauernde 
Zwischenrufe beim Linksblock.) 

Abg. Eichinger: Hohes Haus ! Gestatten 
Sie mir, daß ich mich vorstelle als Nationalrat 
Eichinger, ·Bauer in Windpassing bei St. Pölten. 
Herr Honner ! Darf ich Ihnen hier die Er­
klärung abgeben, daß ich niemals, weder von 
der Kommunistischen Partei noch von einem 
USIA-Betrieb, etwas gepachtet habe. ( Ruf : 
Na also ! - Abg. Geissling e r :  1 : 0  für 
Eichinger ! - Ruf bei der 0 V P ,'  Beim Lügen 
ertappt ! - Anhaltende Unruhe.) 

Präsident Böhm: Meine Herren ! Der Herr 
Abg. Eichinger ist beim Wort. (Abg. Bon-ne r .� 
Mehr weiß er nicht ! -:... Ruf : Schlechter Ver­
teidiger der Usiaten ! - Abg. Ho wll;� r :  
Die Verteidiger der Kulaken in der 0 V P !) 
Lassen Sie doch den Redner zu Wort kommen ! 

Abg. Eichinger (fortsetzend) : Ich möchte zu 
dieser Sache folgendes mitteilen : Wenn die 
USIA auf legalem Weg Grundstücke an öster­
reichische Bauern verpachtet hat, hat noch 
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niemand etwas dagegen gesagt. Aber was 
geschieht da hier in letzter Zeit � Meine 
lieben Freunde I Ich möchte Ihnen nur mit­
teilen, wie der "Werbemonat" für den Kom­
munismus auf dem Lande aussieht. Hier 
geht ·man hinaus, nimmt die ganzen Ver­
pachtungen zurück und verlangt vom Bauern 
den . Beitritt zum Bund der kleinen Land wirte. 
Dann kann er wieder weiterpachten. Was 
ist das für ein Geschäft 1 (Abg. K oplenig:  
Wo geschieht das ?) Da!:! ist in ganz Österreich. 
Ja glauben Sie, daß Sie deswegen die Bauern 
zu Kommunisten machen 1 Wir sind keine 
Russenhetzer , wir sind keine Hetzer gegen 
die USIA, wir sind VerteidIger unserer Freiheit 
gegen den Kommunismus !  (Lebhafter Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Böhm: Als nächster Redner ge­
langt zum Worte der Herr Abg. Reimann. 
(Zwischenrufe. - Abg. Dr. Pittermann: 
Die USIA-Filiale Kaprun !) 

Abg. Dr. Reimann: Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Herr Abg. Pittermann, 
wenn Sie immer wieder Kaprun zitieren, 
möchte ich Sie erinnern, daß Sie dasselbe in 
Lend auch gemacht haben. (Abg. Dr. PUter­
mann : Ich nicht!) Sie nicht, . aber Ihre 
Partei, was ungefähr das gleiche ist. 

Meine Damen und Herren ! Mein Klub 
stimmt dem Bericht des Immunitätsaus­
schusses ZU, weil er der Meinung ist, daß ein 
Bürgermeister das Recht habe, auf unerfreu� 
liehe Zustände in unserem Vate:clande hinzu­
weisen. Dies soll jedoch nicht bedeuten, daß 
die Immunität grundsätzlich vor Lüge und 
Verleumdung schützen soll. Ich möchte daran 
erinnern, daß auch das Bonner Grundgesetz 
die Immunität der Abgeordneten ausschließt, 
wenn es sich um verleumderische Beleidi­
gungen handelt. 

Meine Damen und Herren ! Es ist zu diesem 
Tagesordnungspunkt heute hier schon vieles 
gesprOChen worden, was nur im entfernten zu 
diesem Gegenstand gehört. Ich nehme an, 
daß das gleiche Recht, das die Herren Ab­
geordneten der Regierungsparteien und der 
Linksopposition haben, auch uns zuteil werden 
wird. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß am 
19. März in diesem Haus vielleicht die hinter­
hältigste verleumderische Beleidigung dieser 
Parlamentssession gefallen. ist, und zwar von 
dem Herrn Abg. Altenburger. Ich möchte 
ferner l>emerken, daß die heutige Präsidial­
konferenz den Vorschlag gemacht hat, diese 
Angelegenheit einem Untersuchungsausschuß 
zuzuteilen. Ich bin nicht gege;n diesen Unter­
suchungsaussohuß, ich Kenne aber das Schick­
sal der Untersuchungsausschusse in diesem 

Parlament, und ich kann deswegen, obwohl 
ieh sonst zustimme und nichts dagegen habe, 
wenn ein solcher zuslitmmentritt, diese Ange­
legenheit nicht auf die lange Bank schieben 
lassen, denn ich kann auch Ihnen nicht 
zumuten, daß Sie sich mit einem ,.Kon­
fidenten" zusammenset7ien - und derartig 
war die Beleidigung, die vom lIerrn Abg. 
Altenburger gefallen ist. Der Herr Abg. 
Altenburger hat erklärt : "Er" � gemeint 
ist meine Person - "war neben mir in Haft, 
er war damals als Konfident in Haft und hat 
die verraten, die neben ihm gelegen sind I" 
. Ich möchte dazü feststellen : Ich war niemals 
neben Herrn Altenburger in Haft, ich :war 
niemals als Konfident in Haft und ioh habe 
niemals die verraten, die neben mir gelegen 
sind. 

Herr Altenburger hat ferner auf eine präz;ise 
Frage, wo ich denn neben ihm in Haft gelegen 
sdn soll, geantwortet : "Auf der LiesI" - das 
wa.r das seinerzeitige Gestapogefängnis auf 
der Elisabethpromenade. 

Ich muß dazu feststellen, daß ich niemals 
auf der Liesl in Haft gewesen bin, . noch über­
haupt jemals meinen Fuß über die Schwelle 
dieses Hauses gesetzt habe. 

Meine Damen und Herren I Ich fordere 
deshalb vor diesem Hause und vor der Öffent­
lichkeit den Herrn Abg. Altenburger auf, 
diese seine Behauptung außerhalb dieses 
Hauses zu machen, damit ich ihn gericht­
lich belangen kann . Ich erkläre hier. daß, 
wenn auch nur ein Fünkchen Wahrheit 
an dieser Behauptung ist, ich sofort mein 
Mandat in diesem Hause 7iurüoklege. loh 
hoffe, daß .Herr Altenburger auf dem gleichen 
Ehrenstandpunkt steht wie ich. 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte zum 
Schluß nur eines sagen : Die Parlamente sind 
nicht nur durch die Gewalt der Diktaturen 
aufgelöst worden, sondern zum Teil auch an 
ihrer eigenen Würdelosiglreit zugrunde ge­
gangen. Hüten wir uns, durch beschämende 
Beschimpfungen eines einzelnen dieses Haus 
zur Gosse herab7ierren zu lassen I (Beif�l beim 
Kd U. - Zwischenrufe.) 

Abg. Ing. Raab :  Hohes Haus r In der 
Angelegenheit Altenburger-Reimann hat 
heute die Obmännerkonferenz ersucht, den 
Bericht beider Abgeordneten einzuholen. Wir 
stehen nicht an, zu erklären, . daß es unsere 
Aufgabe sein wird, die Sache ehestens zu 
bereinigen. (Abg. Dr . .H. Kraus : Nach den 
Ferien !) Nein, sofort, Herr Doktor ! Wil' 
verzögern nichts und brauchen die Sache nicht 
erst nach den Ferien zu erledigen. 

Was die . Auslieferung des Herrn . Abg. 
Dr.. Koref anbelangt, so haben wir schon im 
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Immunitätsausschuß unseren Standpunkt be­
kanntgegeben. Wir sind gegen diese AWI­
lieferung, weil wir der Auffassung sind, daß 
alles, . was systematisoh und planmäßig gegen 
die Freiheit dieses Landes arbeitet und in 
Diensten dieser Kampagne steht, bekämpft 

. werden muß. (Lebhafte Zustimm1J,ng bei den 
Regierungsparteien. - Abg. E. Fischer ,'  Das 
beurte.ilt ein Heimwehrj'Ükrer 1 Korneuburger 
Eid! - Präsident Böhm gibt das Glocken­
zeichen.) 

In diesen sieben Jahren hat die öster� 
reiohische Bevölkerung Geduld über Geduld 
an den Tag gelegt. (Erneuter Zwischenruf des 
Abg. E. Fi8cher.) Wenn ioh erst heute 
einen Brief von einer Frau bekomme, deren 
Mann im Jahre 1946 mit einem russischen 
Soldaten eine Auseinanderset�ung hatte, die 
bis heute, also nach sechs Jahren, keine Zeile, 
}teine Naehiwht bek()Jnmen hat, wo er ist, ob 
er lebt, ob er abgeuneilt ist oder sonst etwas, 
� muß ich schon sliigen, daß die Bevölkerung 
Österreichs wahrlich keine Feindschaft an den 
Tag legt, aher schließlich und endlich auch 
entschlossen ist, die Freiheit in diesem Land 
zu verteidigen. (Beifall bei der (J Y P. - Abg. 
K 9plenig: U ruJ, solche Leute wie den H eim­
wehfj'Ü"Iwer Baab zu beseitigen!) 

bearbeiten und behauen, um die Ernährung 
unseres Volk.es sicherzustellen. (Eme'Ute 
Zwischenrufe beim Linksbloc1c.) 

Und wenn man nun nach der politischen 
Unfreiheit auf dem Wege der USIA versucht, 
eine wirtschaftliche Infiltration des ganzen öster­
reichischen Wirtschaftslebens vorzunehmen 
(Abg. E. Fischer :  Eine Preissenkung I), wenn 
man zuerst versucht hat, in gewissen Branchen 
beim Kleinhandel und nunmehr beim Wein­
handel die andere österreichische Wirtschaft 
dadurch niederzuringen und iu untergraben, 
daß man' die VerpfÜchtungen gegenüber dem 
Staate nicht · erfüllt, so ist es unsere heilige 
Pflicht, dagegen auf�utreten. (StMket' Beifall 
bei der OVP.) . 

Ob Sie den Befehl Ihrer Auftr�ggeber anders 
auffassen mÜ$sen oder nicht - wir werden 
die Freiheit der österreichischen Wirtschaft 
verteidigen ! (ZU8timmung bei der (J VP.j 

Wenn ich hier sage, daß wir leider fest­
stellen müssen, daß sich manche Betriebe -
u:nd ich sage ausdrücklich : auch in den west­
lichen Bundesländern - da�u hergeben, diese 
USIA-Unternehmungen mit )laterit ... zu be­
liefern, so ist es, wie es der Bürgermeister von 
Linz getan hat, auch unsere :Pflicht in den 
Kammern, aRe diese Betriebe zu publizieren, 

Wenn die primitivsten Rechte verletzt die sich · um Geldesgewinn hergeben, die 
werden, wenn man diesem kleinen Volk droht, österreichische Wirtschaft niederzuringen. 
sein Schicksal werde einmal so oder so sein, (Lebhafter Bei/all bei den Regierungsparteien. ) 
so wird es nur dann so kommen, wenn die Wir haben daher die Aufgabe, die Öffentlich­
brutale Maoht uns niederzwingt. Wenn die keit über die schädlichen wirtschaftlichen 
Gesetze der Freiheit und das Urteil des Volkes Wirkungen der USIA aufzuklären� (Zwischen­
in Wirksamkeit bleiben, werden wir vor der rufe des Abg. K oplenig. - Gegenruje bei der 

. Geschichte bestehen. (Lebhafter Beijall bei der (j V P.) 
OVP. - Abg. Koplenig: Der Heimwehr- MÖgen Sie, meine Herren, im Solde Ihrer 
t'illrer hat kein Re.cht • • .  I) Wenn wir aber Auftraggeber . stehen und handel!); ich betone : 
unter Ihren Bajonetten und- Ihren Armeen An dem manchmal vielleicht schlechten Ver. 
untergehen, so haben wir unsere Pflicht hältnis zwischen der Besatzungsmacht und 
erfüllt, und Sie waren die Handlanger der uns -sind nicht diese beiden Seiten, sondern in 
UIifrei1ieit unseres österreichischen Landes. erster Linie Sie schuld, weil Sie mit Absicht 
(Zusti'WI/IRJU1lg bei den Regie1"WTl1lspa'Fteien. - itnmer wieder neue Differenzen schaffen und 
AbtJ· K oplenig :  Daa ist eine Behande fü,. die neue Gegensätze �wischen uns und der rus­
Freiltei� (J8lerreich8: Ein H6innwelwführer an sischen Besatzungsmacht aufreißen. (Lebhafte 
der �:J) Zustimmung bei den Begierungsparteien.) Wenn 

Wenn. der Herr Abg. Honner erwähnt, sich die russischen Unternehmungen so wie 
daß einige Großgrundbesitze, di.e auf Grund die englischen und die amerikanischen und die 
des Potsdamer Abkommens von den Russen österreichischen Unternehmungen den Ge­

ins Eigentum übernommen wurden, von setzen des Staates fügen und die vorgeschrie­
Bauern, von Großpächt ern , in Pacht ge- benen Leistungen erbringen, werden sie von 
nom1n:Eln wurden, so ist daß deshalb geschehen, uns anerkannt und von uns als gleichberechtigt 
weil die russische Verwaltung in diesen Be_ angesehen werden. Solange sie aber darüber 
sitzuftgen nichts pl'od�ieren konnte und es hinausgehen und die brutale Macht, die hinter 
für die ErsihrllDg dea österreichischen Volkes ihnen steht, benüt�en, um die österreichische 
BOtwendig wat', daß wieder östefl'eichische Wirtschaft · niedeu.uxingen, werden sie von 
lIiLnde (Abg. Koplenig: Daß öste,reiohi(!c/te uns bekämpft werden. (Abg. Koplenig ,' Wer 
Ge.lM4ftemt:UJher, öslerreiGhische Bte'ttef'hinter- ist die Ö8ter�icM8cke Wirtschaft ?) 

. �f' (J'e8oMjte 'fMCM'IIt!), daß Österreiclli�h.e Wir alle, d� wir �ldi�h a-n <U�S� Österreich 
Bauern, österreichische Verwa,lwr WerreIlBo«len ,glauben, lllü�.n m. gel;Ilejneam.el" Arbejt �llen 
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denjenigen, die im letzten USIA-Laden diese 
wirtschaftlichen Unternehmungen unter­
stützen, sagen : Sie sind Verräter an der 
österr;eichischen Freiheit ! (Lebh,after Beifall 
bei den Regierungsparteien. ) 

Gemäß dem Antrag de8 Berichter8tatter8 wird 
beschlossen, das A usliejerungsbegekren ab  z u­
lehnen. 

Der 5. Punkt der Tagesordnung ist der münd­
liche Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (524 d. B.) : 
Bundesgesetz über die Abänd�rung des Be­
förderungsteuergesetzes, BGBL Nr. 123/1949 
(Beförderungsteuemovelle 191)2). 

Bundesbahnen ohnedies fast immer defizitär 
ist, dem Transportgewerbe überlassen wird, 
während der Ferngüterverkehr mehr der 
Eisenbahn zufallen wird. 

Um diesem Streben - Rechnung zu tragen, 
mußte das Beförderungsteuergesetz abgeändert 
werden. Die - Abänderung bezieht sich auf 
drei Hauptpunkte : auf den § 3, die Be­
steuerungsgrundlage ; auf den § 6, die Steuer­
sät7ie, und endlich auf die Anordnung. zur 
überwachung im § 9. 

Dem § 3 wurde im Abs. 1 eine neue lit. c 
angefügt, die feststellt, daß für -den Ferngüter­
verkehr mit Kraftfahrzeugen als Besteuerungs­
grundlage die Anzahl der Fahrten und die 

Berichterstatter Dr. Oberhammer :  Hohes Nutzlast der Kraftfahrzeuge in Frage kommen. 
Haus I Das Problem Schiene - und Straße ist 

Es wird dann in einem Abs. 2 über den 

:�ri;::S�ro�::n�;��t 
s:�;e:�s

es
in

eiÖs!::��!�� Ferngüterverkehr im besonderen _ gesprochen 

sondern das in den let7iten Jahren fast sämtliche und festgestellt, daß Ferngüterverkehr vorliegt, 
-- wenn ein Gut in einer Entfernung von mehr Länd�r Europas beschäftigt. Wie schwierig 

als 65 km Luftlinie befördert wird. "Luftlinie" diese Fragen sind, mag nicht 7iulet7it die Tat-
ist deshalb wichtig, weil ja vielfach kurven­sache beweisen, daß die Verhandlungen über 
reiche Straßen vorhanden sind, durch die dieses Geset7i. das sich mit einem Teilproblem 
eine wesentlich -andere Entfernung zustande-dieser Frage beschäftigt, bis knapp ,vor der 
kommt. Es handelt sich bei den 65 km Haussitzung andauerten, sodaß heute ein 
Luftlinie um etwa 70 bis 80 Straßenkilometer . schriftlicher Bericht nicht erfolgen konnte. 
Der Ausgangspunkt dieser Luftlinie von 65 km 

Die Möglichkeit, daß diese Gesetze gewisse ist der Mittelpunkt der Ortsgemeinde der 
Härten und Schwierigkeiten auch in Zukunft Betriehsstätte des Beförderers. Sie kann 
bringen werden, ist vorauszusehen, und des- jedoch, wenn es sich um einen steuerpflichtigen 
halb wurde ja in Aussicht genommen, daß Auftraggeber handelt, auch von der Orts­
sich die Verantwortlichen für -diese Sparte gemeinde des Auftragsgebers aus berechnet 
der Wirtschaft vierteljährlich treffen sollen, um werden. Bei letzterem jedoch nur, wenn die 
Schwierigkeiten und Härten zu besprechen Beförderung zur Gänze mit Kraftfahr7ieugen 
und irgendwie aus der Welt zu schaffen. durchgeführt wird. Das Finan7iministerium 

Wenn nun aber hier im Hause heute irgend- wird durch dieses Gesetz ermächtigt, in Groß­
wie zum Ausdruck gebracht wurde; daß dieses gemeinden zur Vermeidung von Härtefällen 
Gesetz dazu geschaffen sei, das Defizit der andere Mittelpunkte festzuset7ien, Idealmittel­
Bundesbahnen zu bezahlen, so kann ich doch punkte, die von dem Gemeindemittelpunkt 
nicht gut annehmen, daß viele Abgeordnete verschieden sind. 
dieser Äußerung Glauben beimessen. Das Der § 6, der den Steuersatz betrifft, wird, 
Ergebnis der neuen Abgabe zur Beförderung- wie -ich schon gesagt habe, gleichfalls geändert, 
steuer wird auf etwa 50 Millionen Schilling und 7iwar wird hier ein Abs. 3 eingeschaltet, 
geschätzt. Ich glaube, daß jeder von uns der lautet : "Im Güterfernverkehr betr.ägt 
gut genug weiß, wie · groß das Defi7iit der die Steuer 35 S für jede Tonne Nutzlast und 
-Bundesbahnen ist und wie wenig dieser für jede Fahrt des verwendeten Kraftfahrzeuges 
Betrag zur Bezahlung dieses Defizits aus- (Anhängers). " · 
reichen kann. " 

Nein I Zweck dieses Gesetzes ist es, den un- Im § 9 endlich wird der Modus behand�l�, 
wie die Steuer 7iU entrichten ist. Der Fahrer gesunden Konkurrenzkampf zwischen Schiene 
hat einen Fahrtausweis mit�u bekQminen, a"!lf und Straße, wie er sich in den letzten Jahren 

herausgestellt hat, irgend wie in ein gesundes dem die Steuer in Stempelmarken aufzukleben 

Verhältnis zu bringen. Hatte die reichs- ist. 

deutsche Gesetzgebung versucht, dieses Ziel Eine weitere Änderung des Gesetzes betrifft 
durch besondere . Genehmigungen für den den § 2. Hier wird festgelegt, daß die Aus­
-Ferngüterverkehf_ 7iU erreichen, so versucht es nahmen, die das "Beförderungsteuergesetz Tor­
die Beförderungßteuernovelle auf dem Wege sieht, für den Güterfernverkehr in Wegfall 
der Abgabe. Die stärkerEr Belastung des kommen. Eine einzige Ausnahme gibt .es 
Ferngüterverkehrs wird es zwangsläufig mit hievon, das ist die Beförderung von Treib�toff 
sich bringen, daß der Nahverkehr, der für die . in Tankwagen. 
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Endlich ist noch der § 5 erwähnenswert, 
der den Steuerschuldner genauer präzisiert 
und mit einem neuen Satz im Abs. 3 auch 
den Fahrer im Güterfernverkehr haftbar macht. 
Im Ausschuß wurde über diesen Punkt be­
sonders gesprochen und festgestellt, daß es 
sich hier nur um eine subsidiäre Verpflichtung 
handeln könne. 

Die übrigen Änderungen betreffen lediglich 
die Bereinigung von Unstimmigkeiten der 
jet�ig�n Geset�estextierung. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat sich 
mit der RegierungsvorJ.a.ge zulet�t heute früh 
beschäftigt und mehrere Abänderungen an­
g.enommen. Er hat mich beauftragt, diese 
Anderungen dem -Hohen Hause vorzuschlagen. 
Die Pa.rlamentsdirektion hat inzwischen in 
dankenswerter Weise bereits eine Verviel­
fältigung vorgelegt, in der 'sämtliche Ab­
änderungen, die im Finanzausschuß an­
genommen wurden, eingebaut sind. 

Es handelt sich hier um die Abänderung 
im § 3, wo das Wort "Besteuerungsgrundlage" 
gesperrt �u drucken ist. Das ist lediglich eine 
Angelegenheit des Druckes,. 

Im Abs. 2 des § 3 ist nach den Worten : 
"Bundesministerium für Finan�en" die Floskel 
"nach Maßgabe der räumlichen Ausdehnung 
derselben" einzufügen. Diese Einfügung war 
ein Wunsch des Verfassungsdienstes, der 
glaubte, es müsse hier eine genauere, präzisere 
Umschreibung vorgenommen werden. 

Im § 3 Abs. 3 sind nach dem Worte "Tank­
wagen", also der einzigen Ausnahme, die im 
Güterfernverkehr bestehen bleibt, die Worte 
"sowie die Beförderung von leeren, gebrauchten 
Umschließungen (Umhüllungen) im Zusammen­
hang mit einem vorangegangenen oder nach­
folgenden Gütertranspprt" einzufügen. Hier 
soll ausdrücklich festgestellt werden, daß 
der Beförderer entweder auf dem Hinweg 
zum Beispiel bei Obst Steigen mitnehmen kann, 
um das Obst zurückzubefördern, oder daß er auf 
dem Herwege zum Beispiel bei Beförderung 
von Milch die leeren Milchkübel wieder heim­
führen kann, ohne dafür eine Steuer entrichten 
zu müssen. 

Endlich ist in Z. 10 nach der Bezeich­
nung § 6 ein Beistrich zu setzen und die 
Z. 3 rund einzuklammern. Das ist lediglich 
eine drucktechnische Angelegenheit. 

Schließlich befaßte sich der Ausschuß noch 
mit der Frage, wie der Begriff der Umschließung 
beziehungsweise Umhüllung zu fassen sei. 
Er hat geglaubt, hier sagen zu müssen, . der 
Begriff Umschließung, Umhüllung sei im Sinne 
des Eisenbahngüterta.rifes auszulegen. 

Ich erlaube mir nunmehr, namens des 
Finanz- und Budgetausschusses dem Hohen 

Haus vorzuschlagen, der Regierungsvorlage in 
der nunmehr vom Finanz- und Budgetausschuß 
abgeänderten Form die verfassungsmäßige 
Zustimmung zu erteilen. 

Gleichzeitig stelle ich den Antrag, General­
und Spezialdebatte unter einem abzuführen. 

Der fO'Ymale Antrag wird angenommen. 

Abg. Ebenbichler : Hohes Haus ! Ich habe 
bereits anläßlich der Beratung des Güter­
beförderungsgeset�es erwähnt, daß hier mehrere 
Geset�e �usammen �u betrachten sind, und 
habe anlä.ßlich meiner Rede auch auf dieses jetzt 
vorliegende Geset� verwiesen. Ich bin nun 
nicht der Meinung, daß das Defizit der Bundes­
bahnen in keinem Zusa.mmenhang mit diesem 
Gesetz steht, ich bin aber natürlich auch nicht 
der Meinung, daß das Defizit der Bundes­
bahnen durch diese Steuer verschwinden wird. 
Aber der Zusammenhang ist gegeben, und 
ihn leugnen zu wollen ist lä.cherlich. Wenn 
ich richtig unterrichtet bin, so ist ja der Ur­
sprung dieser Steuer nicht beim Herrn Finanz­
minister zu suchen, sondern der treibende 
Faktor zu diesem Steuergesetz ist das Bundes­
ministerium für Verkehr und verstaa tlichte 
Betriebe. 

Es wurde dann vom Berichterstatter darauf 
hingewiesen, daß es gilt, den ungesunden 
Konkurrenzkampf zwischen Schiene und Straße 
aus�ugleichen. Ich bedauere es, daß man bei 
der Betrachtung dieser Angelegenheiten einen 
so falschen Standpunkt einnimmt, daß man 
in Österreich schon so verstaatlicht ist, daß 
man das vorbringt. Wenn in der Wirtschaft 
ein Unternehmen besser, rationeller und gün­
stiger arbeitet, dadurch den Umsatz erhöht 
und der Nachbarbetrieb nicht mit der Zeit 
mitgegangen ist, nicht rationell arbeitet, zu­
grunde geht und seinen Betrieb einstellen 
muß, da gibt es 'doch auch niemanden, der 
jetzt hergeht und sagt : Ja, mein Lieber, du 
guter Betrieb, jetzt mußt du um 15 Prozent 
mehr Steuer zahlen, damit dein Konkurrent 
am Leben bleibt I Das gibt es nicht, das ist 
volkswirtschaftlich ungesund, und man glaube 
nicht, daß in der Staatswirtschaft oder paß 
in Betrieben des Staates, wenn sie gesund 
geführt werden sollen, andere Gesetze gelten, 
als sie allgemein in der Wirtschaft gelten. Es 
gibt in dieser Richtung keine Ausnahme für 
Betriebe, die der Staat lenkt. (Abg. Slavik : 
Der eine muß die Straße selber bauen, der and.ere 
bekommt sie vom Staat gebaut ! Keine Ahnung ! 
Schrecklich !) Die Bahnen und die Straßen 
müssen gebaut werden. Ich bin nicht so klein­
lich und sehe nicht so schlecht, daß ich ver­
meinte, daß die Bundesbahnen nach den ver­
gangenen Jahren, nach den Substanzverlusten 
heute aktiv sein könnten. Ich gestehe ohne 
weiteres zu, daß die Tarife der Bundesbahnen 

85. Sitzung NR VI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 27 von 28

www.parlament.gv.at



3252 85. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich - VI. GP. - 27. März 1952 

unzulänglich sind. Aber das sind keine Mittel, 
die Schwierigkeiten der Bundesbahnen weg­
zuschaffen. Ich bin kein Fachmann und möchte 
mich nicht auf ein Gebiet einlassen, fiber das 
ich nur unterrichtet worden bin. Eines ist aber 
falsch. Es sind Bahnhöfe mit riesigen Emp­
fangshallen gebaut worden. Wäre es nicht 
besser, diese Millionen in Verbesserungen 
des technischen Verkehrs hineinzustecken ? 
Fahren Sie in Deutschland herum ! Wie viele 
Bahnhöfe in Deutschland finden Sie noch, die 
nur notdürftig errichtet sind I Aber die 
Betriebsanlagen sind modernisiert, sind er­
neuert und bringen Einsparungen an Betriebs­
und Personalkosten. So wurde mit berichtet. 
( Abg. S l a v i k " Aber wenn Bahnhöfe gebaut 
werden, werden sie in Deutschland genau so 
modern gebaut, und keine niederen Baracken !) 
Jedenfalls sind in Deutschland in wichtigen 
Städten die Bahnhöfe - die Gebäude, betone 

ich, nicht die Betriebsanlagen - noch in sehr 
desolatem Zustand. 

. 

Ich wollte nur darauf hinweisen, daß man 
sich endlich einmal dazu bekennen muß, daß 
es falsch ist, für Betriebe, die der Staat leitet 
und lenkt, andere Grundsätze gelten lassen 
zu wollen. Aus diesem Grunde können wir 
diesem Gesetz unsere Zustimmung auch nicht 
erteilen. (Beifall beim KdU.) 

Bei der A bstimmung wird der Geseti­
entwurf mit den vom Ausschuß vorgeschlagenen 
A bänderungen in zweiter  und dritter  Lesung 
zum Besc hluß erhoben. 

Präsident Böhm : Damit ist die Tagesord­
nung ersch öpft. 

Die n ä chste  Sitzung ber:ufe ich für Mitt­
woch, den 2. April, II  Uhr vormittag, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

SchIuJi der Sitzung : 15 Uhr 35 Minuten 

Druck der Österreichischen Staat.edruckerei. 1875 52 
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